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Präambel
Wer wir sind, was uns unterscheidet, welche Ziele wir verfolgen

Die Piratenpartei Deutschland (PIRATEN) ist eine am 10. September 2006 in Berlin gegründete deut-
sche Partei. Sie versteht sich in Anlehnung an die schwedische »Piratpartiet« als Partei der Infor-
mationsgesellscha. Der Landesverband Schleswig-Holstein wurde am 16. Dezember 2007 ins Leben
gerufen.

Der Namensbestandteil »Piraten« spielt auf die Publicitykampagne vonMusik- und Filmindustrie-
verbänden an, in der Tauschbörsennutzer pauschal als Raubkopierer und Piraten bezeichnet werden.
Dennoch beürwortet die Partei nicht die Verbreitung illegaler Kopien, sondern sie setzt sich u. a.
daür ein, das Recht auf Privatkopien zu erhalten und auszubauen sowie eine pauschale Kriminali-
sierung von Tauschbörsennutzern zu verhindern.

Die Piratenpartei sieht sich weder links noch rechts, noch betrachtet sie sich ausschließlich als
konservativ oder liberal. Sie will ein Podium oder Portal ür politisch Interessierte aller Lager sein,
die bereit sind, sich lösungsorientiert der politischen Auseinandersetzung zu stellen. Alle Entschei-
dungen und Forderungen der Piratenpartei sollen mit größtmöglicher Transparenz, objektiv und
unter Zuhilfenahme des gesunden Menschenverstandes getroffen bzw. formuliert werden – ohne
Beeinflussung durch eine Parteilinie.

Die moderne Informationstechnologie bietet ür die direkte Beteiligung Diskussionen und Debat-
ten an, die wir zugunsten der Transparenz auszuschöpfen versuchen. Wir leben jedoch nicht nur im
Internet – unsere Forderungen betreffen alle Bürger in diesem Land und unsere Treffen stehen allen
offen.

Dieses Miteinander prägt unser Verständnis von Demokratie. Unser Programm orientiert sich an
den Begriffen Transparenz, Bürgerbeteiligung und Bildung, über diewir uns einig sind. Diese Begriffe
beschreiben ein Fundament, das wir als »piratig« betrachten. Sie sind ein Leitfaden ür unsere Politik
und der Grundstock, auf dem dieses Wahlprogramm entstand und sich weiter entwickeln wird.

Die Piratenpartei sieht sich kosmopolitisch. Das Internet kennt keine Grenzen und seine Bürger
keine Hautfarbe.

1
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Unsere Leitlinien

Bürgerrechte verteidigen

Die Piratenpartei setzt sich ür den Schutz und
die Beachtung der Grundrechte ein und will die
Bürgerrechte gegenüber dem bedrohenden Staat
bzw. dessen Einrichtungen verteidigen. Wir ste-
hen hinter dem Grundgesetz in der grundsätz-
lichen Form, wie es 1949 ausgearbeitet wurde.
Insbesondere lehnen wir Änderungen ohne eine
nachhaltige gesellschaliche Diskussion an den
Grundrechten (Art.1 bis 19 GG) ab, da die Ver-
gangenheit gezeigt hat, dass nur durch die po-
litische Klasse durchgeührte Änderungen meist
zu einem Abbau von Bürgerrechten ührten.

Informationelle Selbstbestimmung

Das Recht des Einzelnen, die Nutzung seiner per-
sönlichen Daten zu kontrollieren, muss gestärkt
werden. Dazu müssen insbesondere die Daten-
schutzbeauragten unabhängig agieren können.
Methoden wie das Scoring machen es erforder-
lich, nicht nur die persönlichen Daten kontrol-
lieren zu können, sondern auch die Nutzung al-
ler Daten, die zu einem Urteil über die eigene
Person herangezogenwerden können. Jeder Bür-
ger muss gegenüber den Betreibern zentraler Da-
tenbanken einen durchsetzbaren und unentgelt-
lichen Anspruch auf Selbstauskun und gegebe-
nenfalls auf Korrektur, Sperrung oder Löschung
der Daten haben.

Transparenz

Die Abkehr vom »Prinzip der Geheimhaltung«,
der Lösung von einer Verwaltungs- und Politik-
vorstellung des 20. Jahrhunderts und die Beto-
nung des »Prinzips der Öffentlichkeit«, das ei-
nen mündigen Bürger in den Mielpunkt staatli-
chen Handelns und Gestaltens stellt, scha nach
der festen Überzeugung der Piratenpartei die un-
abdingbaren Voraussetzungen ür eine moderne
Wissensgesellscha in einer freiheitlichen und
demokratischen Ordnung.

Open Access

Aus dem Staatshaushalt wird eine Vielzahl
schöpferischer Tätigkeiten finanziert, die als Pro-
dukte urheberrechtlich geschützte Werke her-
vorbringen. Da diese Werke von der Allgemein-
heit finanziert werden, sollten sie auch der All-
gemeinheit kostenlos zur Verügung stehen. Tat-
sächlich ist dies heute selten der Fall. So kön-
nen auch Wissenschaler mit geringem Budget
an der wissenschalichen Entwicklung teilha-
ben. Wissenschaliche Artikel, die anderenWis-
senschalern nicht zugänglich sind, können von
diesen auch nicht auf Fehler überprü werden.

Urheberrecht

Der uralte Traum, alles Wissen und alle Kul-
tur der Menschheit zusammenzutragen, zu spei-
chern und heute und in der Zukun verügbar
zu machen, ist durch die rasante technische Ent-
wicklung der vergangenen Jahrzehnte in greia-
re Nähe gerückt.

Wie jede bahnbrechende Neuerung erfasst
auch diese die vielältigen Lebensbereiche und
ührt zu tiefgreifenden Veränderungen. Es ist un-
ser Ziel, die Chancen dieser Situation zu nut-
zen und vor möglichen Gefahren zu warnen.
Die derzeitigen gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen im Bereich des Urheberrechts beschränken
jedoch das Potential der aktuellen Entwicklung,
da sie auf einem veralteten Verständnis von so
genanntem »geistigem Eigentum« basieren, wel-
ches der angestrebten Wissens- oder Informati-
onsgesellscha entgegensteht.

Deshalb tri die Piratenpartei ür eine Lega-
lisierung der Privatkopie ein. Es ist zudem tech-
nisch gar nicht möglich, Privatkopien zu unter-
binden. Dabei geht es ihr nicht darum, das Ur-
heberrecht vollständig abzuschaffen, wohl aber
einen notwendigen gesellschalichen Diskurs
anzustoßen, der nicht ausschließlich von wirt-
schalichen Interessen der Verwertungsgesell-
schaen geprägt ist.

2
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Patentrecht

Die Piratenpartei lehnt Patente auf Lebewesen
und Gene, auf Geschäsideen und auch auf So-
ware einhellig ab, weil sie unzumutbare und un-
verantwortliche Konsequenzen haben, weil sie
die Entwicklung der Wissensgesellscha behin-

dern, weil sie gemeine Güter ohne Gegenleistung
und ohne Not privatisieren und weil sie kein Er-
findungspotential im ursprünglichen Sinne be-
sitzen. Die gute Entwicklung klein- und miel-
ständischer IT-Unternehmen in ganz Europa hat
beispielsweise gezeigt, dass auf dem Soware-
sektor Patente vollkommen unnötig sind.

3
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1 Privatsphäre, Datenschutz und Bürgerrechte
Grundpfeiler einer freiheitlichen Informationsgesellschaft
Der Anspruch der Gesellscha auf Wissen endet dort, wo die Privatsphäre beginnt. Persönlichkeits-
rechte wie die informationelle Selbstbestimmung sind Grundpfeiler ür die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung unseres Staates. Datenschutz ist ein Grundrecht. Dies hat das Bundesverfas-
sungsgericht schon 1983 festgestellt, als es das Recht auf informationelle Selbstbestimmung begrün-
dete.
Mit Wandlung zu einer Wissens- und Informationsgesellscha gewinnt der Datenschutz an exis-

tentieller Bedeutung – ür den Einzelnen und die Gesellscha insgesamt. Immer mehr Informationen
über uns und unser Leben liegen in elektronischer Form vor und können zusammengeührt und au-
tomatisiert verarbeitet werden.
Deswegen gilt es, die Grundsätze des Datenschutzes (Datensparsamkeit, Datenvermeidung,

Zweckbindung und Erforderlichkeit) konsequent in den Vordergrund zu stellen, denn Datenschutz
wird nicht allein durch technische Maßnahmen erreicht, sondern insbesondere durch organisatori-
sche.

Grundsatz der Datensparsamkeit in
Rechtsnormen

Im Landes- und Bundesdatenschutz steht ver-
einfacht gesagt, dass eine Erhebung, Verarbei-
tung und Speicherung personenbezogener Daten
nur zulässig ist, wenn der Betroffene einwilligt
oder eine Rechtsnorm – wie z. B. ein Gesetz –
dies erlaubt. Allein in Schleswig-Holstein gibt es
eine sehr große Anzahl solcher Rechtsnormen.
In vielen dieser Rechtsnormen ist nicht präzi-
se definiert, welche Daten, zu welchem Zweck,
vonwelcher datenverarbeitenden Stelle und über
welchen Zeitraum erhoben, verarbeitet, gespei-
chert und übermielt werden dürfen. Dieser Zu-
stand scha sehr viel Auslegungsspielraum bei
den datenverarbeitenden Stellen und schwächt
die Position der Betroffenen.

Auch ür Rechtsnormen muss der Grundsatz
der Datensparsamkeit gelten.

Wir streben eine Änderung der Verfassung
des Landes Schleswig-Holstein an. In einem neu-
en Artikel im Abschni I sollen der Datenschutz
und die Datensparsamkeit sowie die präzise De-
finition von Ermächtigungen ür alle Rechtsnor-
men des Landes Schleswig-Holstein als Staatsziel

geschrieben werden. Ermächtigungen zur Verar-
beitung personenbezogener Daten durch Rechts-
normen, die dieses Gebot verletzen, verlieren
nach einer Übergangsfrist von 5 Jahren ihre er-
mächtigende Wirkung.

Datenweitergabe durch Meldeämter

Viele Betroffene wissen nichts von ihrem Recht,
nach §27 Landesmeldegesetz der umfangreichen
Weitergabe von Meldedaten durch die Meldeäm-
ter zu widersprechen (Opt-Out), und nutzen es
daher nicht. In der Abwägung zwischen den In-
teressen der Betroffenen und den Auskunsbe-
gehrenden kommen wir zu dem Schluss, dass die
Interessen der Betroffenen deutlich überwiegen.

Wir wollen erreichen, dass Meldedaten nur
noch mit expliziter Zustimmung des Betroffenen
an nicht staatliche Stellen weitergegeben werden
dürfen (Opt-In). Vor der Weitergabe von Mel-
dedaten sollen die Meldeämter auf Grundlage
des Erforderlichkeitsgrundsatzes kritisch prüfen,
ob die Auskun notwendig ist. Stimmt das Mel-
deamt einem Antrag auf Meldeauskun zu, so
ist der Betroffene auf Kosten des Antragstellers
schrilich über die Identität, die ladungsähige
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Adresse und den Zweck der Anfrage zu infor-
mieren und über seine Rechte aufzuklären. Dem
Betroffenen ist eine angemessene Frist einzu-

räumen, um Widerspruch gegen diese Entschei-
dung einzulegen. Vor Ablauf dieser Frist und des
Widerspruchsverfahrens dürfen keine Daten an
denAntragsteller weitergegebenwerden. Betrof-
fenen, die eine Auskunssperre nach §27 Abs. 7
LMG wünschen, weil sie sich geährdet sehen,
soll diese ohne Prüfung gewährt werden.

Systematische Überprüfung von
Ermächtigungsnormen

Weiterhin muss überprü werden, ob die durch
die Rechtsnormen erteilten Ermächtigungen
heute noch notwendig und sinnvoll sind. Durch
neue Technologien, wie beispielsweise den »at-
tribute based credentials« ist es heute ür den
Betroffenen möglich zu beweisen, dass er oder
sie bestimmte Voraussetzungen erüllt, und da-
bei keine personenbezogenen Daten offen zu le-
gen.

Wir werden nach dem Einzug in den Land-
tag alle Rechtsnormen des Landes Schleswig-
Holstein systematisch überprüfen und Gesetzes-
vorlagen einbringen, um die oben genannten
Probleme beheben. Uns ist bewusst, dass dies ein
sehr umfangreiches Vorhaben ist. Es ist daher
davon auszugehen, dass dieses Vorhaben nicht
innerhalb einer Legislaturperiode abzuschließen
ist.

Ein Beispiel, das heute schon funktioniert, ist
die Altersverifikation in dem neuen Personalaus-
weis, bei dem der Betroffene nur beweist, dass
er oder sie ein bestimmtes Alter überschrien
hat. So etwas lässt sich auch mit beliebigen ande-
ren Eigenschaen umsetzen. Zum Beispiel: »Be-
troffener hat eine gültige Fahrerlaubnis«, »Be-
troffener ist im bestimmten Rahmen kreditwür-
dig«, »Betroffener ist Student«, »Betroffener ist
Einwohner von Stadt XY«, »Betroffener hat eine

gültige Fahrkarte/Eintriskarte/Mitgliedskarte«,
und so weiter. Technologien ür diese anonymen
Beweise sind bereits entwickelt¹.

Einen Überblick über die bestehenden Geset-
ze liefert die Chronik des Unabhängigen Lan-
deszentrum ür Datenschutz »Gesetze, Rechts-
verordnungen, Verwaltungsvorschrien ür
Schleswig-Holstein rund um den Datenschutz
Chronologische Übersicht ab 1978«, die online
abruar ist².

Stärkung des Unabhängigen
Landeszentrums für Datenschutz (ULD)

Das Risiko ür eine datenverarbeitende Stelle,
vom ULD kontrolliert zu werden, ist momentan
gering. Unserer Einschätzung nach ist das ULD
mit der aktuellen personellen und finanziellen
Ausstaung nicht in der Lage, den nötigenDruck
aufzubauen, damit datenverarbeitende Stellen
sich an die bestehenden Gesetze halten. Wir
setzen uns daür ein, das ULD so zu stärken,
dass Beratung und Kontrolle flächendeckend und
zeitnah gewährleistet werden. Wir unterstützen
die Forderung des ULD nach Bußgeldzuständig-
keit bei Datenschutzverstößen. Das ULD soll zu-
dem bei Verstößen gegen den Datenschutz oder
die Informationsfreiheit auch gegen Behörden
und Angestellte im öffentlichen Dienst vorgehen
können.

Datenschutz als Bildungsauftrag

Wir betrachten Datenschutz als Bildungsaufga-
be und wollen alle Bildungsträger in Schleswig-
Holstein in diese Aufgabe einbeziehen. Aulä-
rung über Datenschutz ist nicht nur Aufgabe der
Schulen, sondern auch der politischen Bildungs-
einrichtungen, der Volkshochschulen, der Uni-
versitäten und Ausbildungseinrichtungen.

Die Bürger müssen in die Lage versetzt wer-
den, die Bedeutung der Privatsphäre ür eine frei-

¹Die Technologie ür diese anonymen Beweise liefern beispielsweise Microso U-Prove oder der Identity Mixer von IBM.
²hps://www.datenschutzzentrum.de/gesetze/gesetze-chronologie.html
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heitliche Gesellscha und ein selbstbestimmtes
Leben zu erkennen und frühzeitig über Gefahren

aufgeklärt werden, die von staatlicher und wirt-
schalicher Datensammelwut sowie von unacht-
samer Datenpreisgabe ausgehen. Auch der ver-
antwortungsvolle Umgang mit den Daten drier
muss vermielt werden.

Die Rechte, welche die Datenschutzgesetze
einräumen, sind vielen Menschen nicht bekannt.
Wir wollen durch Informationskampagnen und
Hilfsangebote daür sorgen, dass diese Rechte
wahrgenommen werden können.

Selbstdatenschutz durch Information
und Transparenz

Bürger müssen umfassend über Datenerhebun-
gen und -verarbeitung informiert werden um
ihre Rechte wahrnehmen zu können. Deshalb
wollen wir datenverarbeitende Unternehmen zu
mehr Transparenz verpflichten: Ihre Kunden
müssen klar und deutlich über das Ausmaß, den
Zweck und die Konsequenzen von Datensamm-
lung und -verarbeitung aufgeklärt werden. Nur

so ist gewährleistet, dass die Betroffenen ihre Da-
ten tatsächlich freiwillig und bewusst herausge-
ben.

Informationelle Selbstbestimmung in
sozialen Netzwerken

Immer mehr Menschen nutzen Soziale Netzwer-
ke im Internet, um sich mit Freunden auszutau-
schen, neue Kontakte zu knüpfen und gemein-
same Interessen zu verfolgen. Der Datenschutz
wird in vielen dieser Netzwerke jedoch sträflich
vernachlässigt.

Wir werden die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen daür schaffen, dass eine wirksame
Durchsetzung der informationellen Selbstbe-
stimmung in diesen Netzwerken möglich wird.
Jeder Nutzer muss zu jeder Zeit die Kontrolle
darüber behalten, wer welche Daten einsehen
darf. Die Nutzung von personenbezogenen Da-
ten durch die Betreiber ohne explizite Einwilli-
gung des Nutzers wollen wir unterbinden.

Hier soll insbesondere das Prinzip »Privacy
by Default« gelten, also datenschutzfreundliche
Voreinstellungen vorgeschrieben sein.
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2 Informationsfreiheit im 21. Jahrhundert
Datenfreiheit für mündige Bürger
In der heutigen Gesellscha werden immer mehr Informationen angehäu, die in immer stärkerer
Weise miteinander verknüp werden. Verknüpe Informationen aber werden zuWissen, und dieses
Wissen wiederum bedeutet Macht. Verengt sich also der Zugang zu Wissen auf einen kleinen Kreis
von Nutznießern, so kommt es unweigerlich zu einer Ausbildung von Machtstrukturen, die wenige
Personen, gesellschaliche Organisationen oder staatliche Organe bevorzugt.
Letztendlich werden so demokratische Prozesse einer freiheitlichen Gesellscha geährdet. Diese

basieren auf einer möglichst breiten Beteiligung der Bürger an der Gestaltung und Kontrolle der ge-
sellschalichen Vorgänge und sind somit unvereinbar mit dem Informationsvorsprung, den Wenige
sich auf Kosten der Allgemeinheit zu sichern versuchen.
Der Einblick in die Arbeit von Verwaltung und Politik auf allen Ebenen der staatlichen Ordnung ist

daher ein fundamentales Bürgerrecht undmuss zumWohle der freiheitlichenOrdnung entsprechend
garantiert, geschützt und durchgesetzt werden.

Open Access

Die Veröffentlichung von Ergebnissen aus staat-
lich finanzierter oder geörderter Forschung und
Lehre findet o durch kommerzielle Verlage
sta. Die alitätssicherung (Peer Review) wird
meist von ebenfalls staatlich bezahlten Wis-
senschalern übernommen. Forschungseinrich-
tungen müssen ür selbst erarbeitetes Wissen
noch einmal bezahlen, wenn dieses Wissen aus-
schließlich von kommerziellen Verlagen verbrei-
tet wird. Der Steuerzahler kommt also mehr-
fach ür die Kosten der Publikationen auf. Wir
unterstützen die Berliner Erklärung der Open-
Access-Bewegung und verlangen die Zugäng-
lichmachung des wissenschalichen und kultu-
rellen Erbes der Menschheit nach dem Prinzip
des Open Access. Wir sehen es als Aufgabe der
Landesregierung an, dieses Prinzip an den von
ihr finanzierten und geörderten Einrichtungen
durchzusetzen.

Bürgerfreundliches eGovernment

Der Einsatz von Informationstechnologien in der
Verwaltung erlaubt es Privatpersonen und Un-
ternehmen, Amtsgeschäe ohne Lauferei und
Papierkrieg – auch außerhalb der Amtszeiten –

abzuwickeln. Wir begrüßen diese Entwicklung
undmöchten sie weiter vorantreiben.Wir möch-
ten aber auch vor den Schaenseiten warnen. Ei-
ne umfassende, zentralisierte Datenverarbeitung
erhöht die Abhängigkeit von technischen Syste-
men und birgt das Risiko von unbeabsichtigter
Datenübertragung. Im Falle von sensiblen Daten
besteht außerdem die Gefahr missbräuchlicher
Datennutzung. Im Bereich des eGovernments ist
es besonders wichtig, die Prinzipien Datenspar-
samkeit und Datenvermeidung zu beachten. Wer
keinen Zugang zu Informationstechnologien hat
oder deren Nutzung ablehnt, darf keine Nachtei-
le haben.

Offene Dateiformate in der Verwaltung

Der Zugang zu veröffentlichten Informationen
darf nicht davon abhängen, welches Computer-
system jemand benutzt und ob spezielle So-
ware gekau oder installiert wurde. Wir werden
daür Sorge tragen, dass die Verwaltungen des
Landes und der Kommunen vollständig auf offe-
ne und standardisierte Dateiformate umsteigen.
Dies vereinfacht den Datenaustausch zwischen
den Behörden und mit den Bürgern. Dadurch er-
geben sich Einsparpotenziale, da freie Soware
ohne Lizenzgebühren verwendet werden kann.
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Da keine Abhängigkeit von einzelnen Herstel-
lern besteht, sind offene Dateiformate zudem zu-

kunssicher. Offene und standardisierte Formate
garantieren, dass Informationen auch langfristig
lesbar sind.

Freie Software in der Verwaltung

Verwaltung und Behörden sollen bevorzugt freie
Soware einsetzen. Durch die Offenheit des
ellcodes gibt es keine Abhängigkeit von ei-
nem bestimmten Sowarehersteller. Dies ver-
bessert die Möglichkeiten ür spätere Anpassun-
gen, wenn sich beispielsweise rechtliche Rah-
menbedingungen ändern. Bei freier Soware
entfallen außerdem die Kosten ür Lizenzgebüh-
ren. Den kurzfristig höheren Kosten ür Einar-
beitungsaufwand bei freier Soware stehen so
miel- und langfristig Einsparungen gegenüber.
Wartungsverträge können mit Firmen vor Ort
geschlossen werden, was die regionale Wirt-
scha ördert.

Freier Zugang zu Geobasisdaten

Siehe Kapitel 17, »Freier Zugang zu Geobasisda-
ten«.

Veröffentlichungsdienst 2.0

Unwissenheit schützt vor Strafe nicht. Aber sich
über geltendes Recht – Vorschrien, Erlasse,
Verordnungen oder Entscheidungen – zu infor-
mieren, könnte heute wesentlich einfacher sein.
Wir planen eine zentrale Anlaufstelle im In-
ternet, die neben Rechtsprechung und Gesetz-
gebung auch Verordnungen, Umsetzungsrichtli-
nien, Berichte, Empfehlungen, Analysen, amtli-
che Bekanntmachungen, Gesetzesentwürfe und
sonstige Drucksachen von Land und Kommu-
nen enthält, komple mit Suchfunktion, Ände-
rungsverfolgung, erverweisen und Kommen-
tarmöglichkeit.

Unser Konzept umfasst auch eine Lizenz, die
eine (auch kommerzielle)Weiterverwendung der
Texte zulässt. Dabei soll auf Schnistellen ür die
automatische Abfrage und die Verwendung von
offenen Datenformaten geachtet werden. Von
diesem einfachen Zugriff profitieren alle Bürger
und Unternehmen. Auch die Arbeit der staat-
lichen Stellen (Verwaltung, Gerichte, Landtag)
wird durch eine einheitliche Plaform ür die
Veröffentlichung von Dokumenten und Daten
erleichtert.
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3 Mehr Transparenz
Geheimnis war gestern
»Wissen ist Macht« wird bislang eher als Legitimation daür verwendet, Wissen ür sich zu behal-
ten, abzuschoen und zu monopolisieren. Eine erfolgreiche Gesellscha des 21. Jahrhunderts muss
den Satz erweitern zu »Wissen ist Macht – wenn es allen gehört«. Denn eingesperrtes Wissen ist
gesellschalich totes Wissen und nutzt zunächst nur dem, der daraus »Kapital« schlägt.
Umweltschutzorganisationen, Bürgerrechtsgruppen, Verbraucherschützer und viele andere Orga-

nisationen und Initiativen, die die Interessen der Bürger vertreten, warten z.B. darauf, dass die öf-
fentliche Verwaltung ihre Informationsschätze teilt und nicht versteckt. Die Piratenpartei versteht
sich als Vertreterin dieser Gruppen.
Damit der Bürger seiner Kontrollpflicht dem Staat gegenüber nachkommen kann, muss dieser offen

und transparent aufgestellt sein. Die Demokratie wird gestärkt, wenn mehr Mitwirkungsmöglich-
keiten und Einblicke in die Abläufe von Politik und Verwaltung gewährt werden. Durch Einsicht in
die Staatsgeschäe können Korruption, Bürokratie und Lobbyismus erkannt werden. Inkompetenz
und Versäumnisse werden schneller aufgedeckt.

Transparente Gesetzgebung

Um die Entstehung von Gesetzen nachvollziehen
zu können, sollen schon die Referentenentwür-
fe von Gesetzen sowie die Anhörungen dazu öf-
fentlich gemacht werden. Wir wollen, dass sicht-
bar wird, welche Interessen bei der Entstehung
eines Gesetzes eine Rolle spielen.

Transparenter Haushalt

Die Transparenz im Haushalt des Landes und
bei der Verwendung von sonstigen Landesmit-
teln muss dringend verbessert werden. Haus-
haltswahrheit und Haushaltsklarheit sind nicht
im erforderlichenMaße gewährleistet. Die Haus-
halte der überwiegend aus öffentlichen Mit-
teln finanzierten Stiungen sollten unter ver-
stärkter parlamentarischer Kontrolle stehen. Für
die Haushaltspläne der Kommunen wollen wir
die Pflicht zur Veröffentlichung der Entwürfe
und der verabschiedeten Haushaltssatzung ein-
schließlich des Stellenplans in der Gemeindeord-
nung verankern.

Publizitätpflicht der
Rechnungsprüfungsämter

Wir setzen uns daür ein, dass die Prüfungs-
berichte des Landesrechnungshofes sowie der
kommunalen Rechnungsprüfungsamter auf der
Internetseite des Landesregierung sowie auf den
Internetseiten der jeweiligen Kommune veröf-
fentlicht und damit jedermann unentgeltlich
zugänglich gemacht werden. Wir fordern die
Schaffung eines straf- und diziplinarrechtlichen
Instrumentariums ür die neue Position eines
Amtsanklägers ür Fälle besonders gravierender
Geldverschwendung.

Transparenz in der Kommunalpolitik

Wir setzen uns daür ein, dass die Kreise, Städ-
te und Gemeinden die technischen und perso-
nellen Voraussetzungen daür erhalten, dass von
den jeweiligen Sitzungen der Kreistage und der
Stadt- und Gemeindevertretungssitzungen Live-
Streams erfolgen sowie Wortprotokolle erstellt
werden. Die Kommunen werden verpflichtet, die
Live-Streams und die Wortprotokolle auf ihren
jeweiligen Internetseiten der Öffentlichkeit ohne
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Gebührenerhebung zugänglich zu machen.

Transparenz bei Besetzung von Ämtern

Wir fordern eine Verbesserung der Transparenz
bei der Besetzung von Ämtern und öffentlichen
Aufsichtsgremien. Darunter fallen zum Beispiel
die Stadträte oder Verwaltungsräte. Diese sollen
sich vorab nach dem Muster der Vorstellung von
EU-Kommissaren im Europäischen Parlament in
den jeweiligen parlamentarischen Gremien öf-
fentlich den Fragen von Abgeordneten und Bür-
gern stellen müssen. Damit wollen wir vermei-
den, dass diese Positionen nur nach Parteipro-
porz besetzt werden.

Offenlegung der Nebeneinkünfte von
Landtagsabgeordneten

Die Höhe und Herkun aller Einnahmen aus Ne-
bentätigkeiten, die direkt oder indirekt die Tätig-
keit eines Abgeordneten beeinflussen könnten,
müssen einzeln und in vollem Umfang veröffent-
licht werden. Dazu ist ein Modell erforderlich,
das über die Regelungen auf Bundesebene hin-
ausgeht. Das dreistufige System reicht nicht aus,
da die höchste Stufe von 7.000 Euro nichts dar-
über aussagt, wie hoch die Nebeneinküne tat-
sächlich ausfallen.

Ummögliche Interessenkonflikte erkennen zu
können, sollen alle Funktionen in Verbänden,
Vereinen, Kammern, Aufsichts- und Beiräten,
Vorständen usw. benannt und Einnahmen aus
diesen Tätigkeiten offengelegt werden.

Karenzzeit für Amtsträger

Die Verpflichtung eines Amtsträgers gegenüber
dem Gemeinwohl darf nicht durch Zuwendun-
gen aus der Wirtscha untergraben werden.

Ergänzend zu den existierenden Vorschrien
zu Nebentätigkeiten möchten wir nach Ende der
Amtszeit eine Karenzzeit von mindestens drei
Jahren einühren. In diesem Zeitraum müssen

ehemalige Amtsträger eine Erwerbstätigkeit ge-
nehmigen lassen, die den ehemaligen Zuständig-
keitsbereich betri. Ein unabhängiger Ethikrat
prü diese Erwerbstätigkeit und spricht eine öf-
fentliche Empfehlung aus. Falls dem ehemaligen
Amtsträger eine Tätigkeit untersagt wird, wird
die Zahlung des Übergangsgeldes auf seinen An-
trag hin verlängert.

Die Regelung soll ür Mitglieder der Landesre-
gierung, politische Beamte einschließlich Staats-
sekretäre und kommunale Wahlbeamte gelten.

Weisungen öffentlich begründen

Es kommt immer wieder vor, dass Minister und
Staatssekretäre in ihrer Eigenscha als oberste
Fachaufsichtsbehörde nachgeordneten Landes-
oder Kreisbehörden Weisungen erteilen, die
fachlich unzureichend, kaum oder gar nicht be-
gründet werden. Wir fordern, dass Weisungen
übergeordneter Behörden grundsätzlich fachlich
begründet und veröffentlicht werden müssen,
damit in der Öffentlichkeit klar und deutlich
wird, wer die handelnden und damit verantwort-
lichen Personen sind. Das Verwaltungsrecht ist
entsprechend zu überarbeiten.

Beibehaltung von
Widerspruchsverfahren

Das Widerspruchsverfahren gegen Behörden-
entscheidungen und -bescheide als Vorstufe zur
Klage vor dem Verwaltungsgericht muss in allen
Gesetzen und Verordnungen beibehalten bzw.
wieder eingeührt werden, um das Justizsystem
vor unnötiger Überlastung zu bewahren und ein
flexibles und bürgernahes Handeln der Behörden
weiterhin zu ermöglichen.

Pauschale Mindestentschädigung bei
rechtswidrigen Verwaltungsakten

Durch rechtswidrige Verwaltungsakte entstehen
ür die Betroffenen immer wieder Nachteile.
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Wir wollen eine pauschale Mindestentschädi-
gung bei solchenMaßnahmen einühren. So kön-

nen Betroffene unbürokratisch entschädigt wer-

den. Außerdem ist dies ein Anreiz ür Behör-
den und Gesetzgeber, Verwaltungsvorgänge so
zu verbessern, dass weniger Fehler passieren.
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4 Demokratie
Bürgerrechte stärken
Es ist Ziel der Piratenpartei, die direkten und indirekten demokratischen Mitbestimmungsmöglich-
keiten jedes Einzelnen zu stärken. Die Piratenpartei strebt eine gleichberechtigte Teilhabe aller Mit-
bürger an demokratischen Prozessen an.
In der Gesellscha des digitalen Zeitalters ist es ein Leichtes, große Mengen an Informationen zu

durchsuchen und jedem zugänglich zu machen. Der Austausch von Informationen wird zunehmend
einfacher und schneller. Das alles ermöglicht ganz neue und vorher undenkbare Lösungsansätze ür
die Machtverteilung. Vor allem dezentrale Verwaltungen und die unmielbare Beteiligung an der
Politik werden auf diese Weise realisierbar.

Mehr Bürgerbeteiligung – weniger
Hürden bei Volksbegehren

Wir stehen ür mehr direkte Beteiligung an öf-
fentlichen Entscheidungen. Daher setzenwir uns
auch ganz konkret ür eine Förderung von Volks-
abstimmungen und eine Vereinfachung von
Volksbegehren und Volksentscheiden ein.

Für ein Volksbegehren in Schleswig-Holstein
müssen bisher über einhunderausend Unter-
schrien (5 Prozent der Wahlberechtigten) ge-
sammelt werden. Zum Unterschreiben müssen
sich die Bürger in amtlichen Eintragungsräumen
einfinden, es sei denn, andere Örtlichkeiten wer-
den besonders zugelassen.

Wir fordern, dass neben dem Auslegen in
Amtsräumen auch ein freies Sammeln gestat-
tet sein sollte, ohne dass es dazu einer Zustim-
mung der Gemeinden oder Ämter bedarf. Wir
schließen uns dabei den Forderungen des Ver-
eins »Mehr Demokratie e.V.« an: Abschaffung
des Zustimmungsquorums von 25 Prozent der
Stimmberechtigten beim Volksentscheid.

In Schleswig-Holstein gab es in den letzten 20
Jahren nur einen einzigen erfolgreichen Volks-
entscheid (1998: Ablehnung der Einührung der
umstrienen Rechtschreibreform) – und über
den hat der Landtag sich durch einfachen Be-
schluss hinweggesetzt.

Wir schließen uns dem Vorschlag des Vereins
»Mehr Demokratie e.V.« zur Ergänzung der Lan-
desverfassung an: »Ein Volksentscheid kann nur

durch einen Volksentscheid abgeändert werden.
Dieser erneute Volksentscheid kann durch eine
Volksinitiative oder einen Beschluss des Landta-
ges angestoßen werden.«

Mehr Demokratie in Schleswig-Holstein

Die Piratenpartei Schleswig-Holstein unterstützt
ebenfalls die beiden Volksinitiativen von Mehr
Demokratie e. V. ür »Volksentscheide ins
Grundgesetz« und ür »mehr Demokratie in
Schleswig-Holsteins Gemeinden und Kreisen«.

Besonders ist uns die Verbesserung der Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheide in den Ge-
meinden und Kreisen ein Anliegen. Wir wol-
len, dass die Bürger, wenn sie es wünschen,
über die gleichen emen verbindlich entschei-
den können, wie ihre gewählten Vertreter. Un-
ter anderem sollen Bürgerentscheide zur Bau-
leitplanung sowie Hebesätzen der Grund- u. Ge-
werbesteuer möglich werden, die Unterschrif-
tenhöhe nach Gemeindegröße gestaffelt und das
20-prozentige Zustimmungsquorum abgescha
werden. Außerdem soll die kostenlose Beratung
sowie das Anhörungsrecht von Bürgerinitiativen
gesichert werden.
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Öffentliche Petitionen nach
Bundesvorbild

Jedermann hat das Recht, sich mit Bien und Be-
schwerden an die Volksvertretung zu wenden.
Der Petitionsausschuss des Landtags vermielt
jedes Jahr bei ca. 100 Petitionen. Diese werden

von Betroffenen vorwiegend gegen Behörden-
und Gerichtsentscheidungen eingereicht.

Zusätzlich möchten wir den BürgernWege er-
möglichen, an der Gesetzgebung mitzuwirken.
Dazu gehören auch öffentliche Petitionen, die
über ein ePetitions-Portal (nach Vorbild des Bun-
destages) zum gesellschalichen Diskurs einla-
den. Mitzeichnerunterschrien sollen auch on-
line gesammelt werden können. Petenten mit ei-
ner signifikanten Anzahl von Mitzeichnern sol-
len dabei ein Anhörungsrecht im Landtag erhal-
ten.

Parlament stärken

Der Landtag hat die Aufgabe, die Arbeit der Re-
gierung zu kontrollieren. Dabei darf er in kei-
ner Weise behindert werden. Wir setzen uns da-
ür ein, dass alle Anfragen und Anträge von
Parlamentariern zügig, vollständig und umfas-
send von der Regierung beantwortet und ent-
sprechend angeforderte Unterlagen und Akten
lückenlos und ungeschwärzt vorgelegt werden.

Wiedereinführung der Direktwahl der
Landräte

Wir setzen uns daür ein, dass die Landräte wie-
der per Direktwahl und nicht mielbar durch die
Mitglieder der Kreistage gewählt werden.

Trennung von Regierungsamt und
Mandat

Wir setzen uns ür eine deutliche Trennung von
Regierungsamt und Landtagsmandat ein, von
Exekutive und Legislative. Deshalb fordern wir,

dass Landtagsabgeordnete, die ein Regierungs-
amt übernehmen, ihr Landtagsmandat ür ihre
Amtszeit ruhen lassen müssen.

Kostenloser Kirchenaustritt

Jeder Mensch sollte unabhängig von seinen fi-
nanziellen Verhältnissen die Mitgliedscha in
einer Religionsgemeinscha selbst bestimmen
können.

In Schleswig-Holstein werden bis zu 20 Euro
ür einen Kirchenaustri verlangt. Wir möchten,
dass Austri und Wechsel zwischen Religions-
oderWeltanschauungsgemeinschaen kostenlos
ist.

Stärkung der dänischen Minderheit

Die dänische Minderheit in Schleswig-Holstein
ist Teil unserer Geschichte, unserer Kultur und
damit unserer Gesellscha.Wir setzen uns nach-
drücklich ür ihre Förderung auf allen Gebieten
ein.

Senkung des Wahlalters

JungeMenschenwerdenmit 14 Jahren strafmün-
dig und uneingeschränkt religionsmündig. Mit
16 beginnen viele Heranwachsende eine Berufs-
ausbildung. Ihre Lebensumstände werden stark
durch Entscheidungen in Kommunen und Land
beeinflusst.

Junge Politik ist nachhaltige Politik. Aufgrund
des demographischen Wandels und der damit
verbundenenÜberalterung der Gesellscha, stel-
len junge Wähler inzwischen eine Minderheit
dar. Deshalb müssen die Belange der kommen-
den Generationen auf besondere Weise gestärkt
werden. Wir setzen uns ür ein kommunales
Wahlalter von 14 Jahren und das Wahlrecht auf
Landesebene ab 16 Jahren ein. Dadurch soll das
durch die Einührung der ünährigen Wahlpe-
riode gestiegeneDurchschnisalter der Erstwäh-
ler wieder unter 20 Jahre gesenkt werden.
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Mit der Senkung des Wahlalters (nach Bre-
mer Vorbild) sollen in den Schulen demokra-

tische Wissensgrundlagen rechtzeitig vermielt
werden.

Kommunales Wahlrecht für Ausländer

Wir setzen uns ür ein kommunales Wahlrecht
ür Nicht-EU-Bürger ein, die das erforderliche
Wahlalter erreicht haben und sich seit mindes-
tens ünf Jahren rechtmäßig in Deutschland auf-
halten, unabhängig von ihrer Staatsangehörig-
keit. Schleswig-Holstein soll sich im Bundesrat
ür eine entsprechende Änderung des Grundge-
setzes einsetzen.

Internationale Verhandlungen
demokratisieren

Um die schleichende Verlagerung der Gesetzge-
bung in nichtöffentliche Regierungsverhandlun-
gen auf europäischer und internationaler Ebene
zu beenden, treten wir daür ein, dass Schleswig-
Holstein Beschlüssen und Verträgen auf europäi-
scher und internationaler Ebene, die der Umset-
zung oder Ratifizierung durch den Landtag be-
dürfen, künig nur nach vorheriger Genehmi-
gung der Vertreter des Volkes im Landtag zu-
stimmen darf. Der Landtag oder sein zuständiger
Ausschuss sollen künig zu jedem solcher Vor-

haben eine Stellungnahme abgeben. An die Stel-
lungnahme des Parlaments soll der Vertreter des
Landes bei den Verhandlungen und bei der Ab-
stimmung gebunden sein.

Für ein solidarisches, weltoffenes
Schleswig-Holstein

Wir erklären ausdrücklich unsere Solidarität mit
jenen Mitmenschen, die aufgrund ihrer Abstam-
mung, Religion, Hautfarbe oder Behinderung in
Gefahr sind, ausgegrenzt oder angegriffen zu
werden. Wir wollen ein weltoffenes Schleswig-
Holstein, das Flüchtlinge, Ausländer und Behin-
derte nicht diskriminiert und das jenen, die zu
uns kommen und Hilfe brauchen, dieses Grund-
recht nicht verweigert werden darf. Wir sind be-
sorgt darüber, dass in Schleswig-Holstein rechts-
extremistische Strukturen bestehen, die zur bun-
desweiten bzw. europaweiten Verzahnung von
extremistischem und gewaltbereitem Gedanken-
gut erheblich beitragen. Wir setzen uns ür die
Förderung einer solidarischen Gemeinscha ein,
die Zivilcourage praktiziert und bei jedem An-
griff auf unsere Gesellscha und auf unsere Mit-
menschen demokratisch Gegenwehr leistet. Wir
verstehen Europa als ein friedensörderndes Pro-
jekt, das den Versuchen der Renationalisierung
einzelner Staaten widerstehen muss. Schleswig-
Holstein muss daür im Ostseeraum eine Schlüs-
selrolle übernehmen.
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5 Inneres und Justiz
Alles, was Recht ist
Die Piratenpartei ist der Auffassung, dass hoheitliche Verwaltung und Justiz eine lediglich der frei-
heitlichen Betätigung der Bürger dienende Funktion haben dürfen. Dennoch stehen sie dem ein-
zelnen Bürger nicht auf gleicher Ebene gegenüber, sondern nehmen Kompetenzen in Anspruch,
die der Bürger nicht hat. Gerade weil sie nur eine dienende Funktion haben, dürfen die spezifisch-
hoheitlichen Rechte der Verwaltung nur dort gewährt werden, wo sie letztendlich der Ausübung der
freiheitlichen Betätigung dienen.
Diese Grenzen garantieren zugleich die Einhaltung des grundgesetzlichen Leitbildes einer selbst-

bestimmten und vor staatlichen Eingriffen grundsätzlich freien Entfaltung der Persönlichkeit. In
Zeiten immer weiter gehender und intensiverer Regulation und Überwachung sowohl privater wie
auch öffentlicher Bereiche steht die Piratenpartei daür ein, dass diese Grenzen gewahrt und gefestigt
werden.

Überflüssige Gesetze abschaffen –
veraltete Gesetze reformieren

Alleine in Schleswig-Holstein existieren ohne
die zahlreichen kommunalen Satzungen über
1.500 Gesetzen und Verordnungen, die sowohl
das Leben aller Einwohner des Landes regulie-
ren und bestimmen wie auch den Verwaltungen
viele Aufgaben auferlegen. Bei diesem Umfang
an Regelungen ist es selbst ür den erfahrenen
Rechtsanwender schwer, den Überblick zu behal-
ten; ür den durchschnilichen Bürger hingegen
kaum möglich. Auch die Verwaltung wird durch
nicht mehr erforderliche, aber noch bestehende
Aufgaben und Pflichten ohne sachlichen Grund
in Anspruch genommen. Dies ührt letztlich zu
einer unnötigen Mehrbelastung des Haushalts.

Wir setzen uns daür ein, dass der Bestand an
in Geltung befindlichen Gesetzen systematisch
nach Erforderlichkeit untersucht und ggf. redu-
ziert wird. Zugleich sollen die vorhandenen Ge-
setze auf die Möglichkeit der Vereinfachung und
Zusammenfassung untersucht werden. Auch mit
dem Erlass neuer Regelungen soll zudem äußerst
sparsam verfahren werden.

Auf diesem Wege können einerseits ür den
Bürger ein sicherer Umgang mit den ihn betref-
fenden Regelungen wie auch eine spürbare Ent-

lastung des Landeskasse bewirkt werden.

Arbeitsbeschleunigung bei Behörden

Wir sehen keinen sachlichen Grund, warum ei-
nerseits Behörden ohne negative Folge monate-
lang untätig sein dürfen, während von Bürgern
ohne Rechtskunde erwartet wird, folgenreiche
Entscheidungen über Widersprüche und Klagen
binnen eines Monats treffen zu müssen. Aus die-
sem Grund soll in Zukun grundsätzlich eine
Frist von einemMonat gelten, binnen der ein An-
trag zu bescheiden ist. Nach Ablauf dieser Frist
soll die Genehmigung als erteilt gelten und nicht
aufgrund bis dahin bereits bekannter Tatsachen
zurückgenommen oder widerrufen werden kön-
nen.

Bereits jetzt sieht das Landesrecht in §111a
Landesverwaltungsgesetz vor, dass eine solche
Genehmigungsfiktion durch Rechtsvorschri
zugelassen werden kann. Sie stellt jedoch wei-
terhin die Ausnahme dar. Wir wollen diese Aus-
nahme zur Regel machen.

Zugleich beabsichtigen wir, auch im Wider-
spruchsverfahren vor Behörden eine Frist einzu-
ühren, nach deren Ablauf der Widerspruch als
erfolgreich gelten soll.

ImHinblick auf Verfahren, in denen auchDrit-
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te betroffen sein werden, ist der Einfluss und eine
Ausgestaltung der Genehmigungsfiktion weiter-
gehend zu prüfen.

Aufgabenverteilung zwischen Land,
Kreisen und Kommunen

Wir wollen eine umfangreiche Überprüfung der
Aufgaben- und Haushaltsmielverteilung von
Land, Kreisen und Kommunen, um Missstände,
die durch nicht mehr zeitgemäße Strukturen ent-
standen sind, zu beseitigen.

Angesichts eines immer stärkeren Einflusses
europäischer Gesetzgebung und der desolaten
Haushaltslagemüssen auch die Grundstrukturen
tabufrei und ergebnisoffen auf Reformmöglich-
keiten untersucht werden.

Solche Reformen sollen dem Grundsatz fol-
gen, Entscheidungsebenen zu entflechten und so
eindeutige Zuständigkeiten und Verantwortlich-
keiten schaffen.

Für notwendige Reformen darf eine Ände-
rung der Landesverfassung kein Hinderungs-
grund sein.

Freiheitspaket verabschieden

Wirwollen dem fortschreitendenAbbau der Bür-
gerrechte entgegentreten, der seit 2001 dramati-
sche Ausmaße angenommen hat. Unnötige und
exzessive Überwachungsgesetze der letzten Jah-
re wollen wir mit einem »Freiheitspaket« wieder
aueben oder auf ein freiheitsfreundliches Maß
beschränken, beispielsweise in den Bereichen
»Vorbeugende Bekämpfung von Straaten«,
Videoüberwachung, Wohnungsüberwachung
(»Lauschangriff«), Telekommunikationsüberwa-
chung, Rasterfahndung, Schleierfahndung und
Datenübermilung an ausländische Stellen.

Anonymität im Internet

Die Möglichkeit, sich im Internet anonym zu
äußern, ist eine Grundvoraussetzung daür, dass

es echte Meinungsfreiheit gibt. Jeder Bürger
muss sicher sein, dass er seine freie Meinung oh-
ne Angst vor Konsequenzen äußern kann. Wir
setzen uns auf Landes- und Bundesebene nach-
drücklich daür ein, dass diese Anonymität, zum
Beispiel in Foren, Blogs und anderen öffentlichen
Diskussionsräumen, gewahrt bleibt. Das Recht
auf die Verwendung von Pseudonymen muss ge-
wahrt bleiben.

Privatsphäre rechtstreuer Bürger achten

Zur Bewahrung unseres historischen Erbes an
Freiheitsrechten und zur Sicherung der Effekti-
vität der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
treten wir daür ein, dass eine staatliche Infor-
mationssammlung, Kontrolle und Überwachung
künig nur noch gezielt bei Personen erfolgt, die
der Begehung oder Vorbereitung einer Straat
verdächtig sind. Zum Schutz unserer offenen Ge-
sellscha und im Interesse einer effizienten Si-
cherheitspolitik wollen wir auf anlasslose, mas-
senhae, automatisierte Datenerhebungen, Da-
tenabgleichungen und Datenspeicherungen ver-
zichten. In einem freiheitlichen Rechtsstaat ist
eine derart breite Erfassung beliebiger Personen
nicht hinnehmbar und schädlich.

Moratorium für neue
Überwachungspläne

Solange nicht eine systematische Revision der
bestehenden Sicherheitsgesetze erfolgt ist, tre-
ten wir ür ein Moratorium ür weitere Eingriffe
in unsere Rechte im Namen der Kriminalitätsbe-
kämpfung ein. Zur Gewährleistung unserer Si-
cherheit brauchen wir keine neuen Gesetze; die
vorhandenen Gesetze reichen aus.

Stopp der staatlichen Überwachung &
Datensammlungen

Wir lehnen die Überwachung des öffentlichen
Raums, sei es durch Videokameras oder Kfz-
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Kennzeichenscans, strikt ab. Mit diesen Maß-
nahmen werden alle Nutzer öffentlicher Flächen

unter Generalverdacht gestellt, ohne dass ei-
ne tatsächliche Steigerung der Zahl aufgeklärter
oder verhinderter Straaten belegt werden kann.
Auch die Erfassung biometrischer Daten ohne
Anfangsverdacht wird von uns kategorisch ab-
gelehnt. Wir fordern die Rückkehr zu den bishe-
rigen Personalausweisen und Reisepässen ohne
biometrische Daten. Bisher auf diese Weise ge-
sammelte Daten müssen unverzüglich gelöscht
werden.

Der Staat darf nach unserer Auffassung Daten
nur dann erfassen, wenn hierür ein begründeter
Anlass besteht. Uns ist dabei durchaus bewusst,
dass gerade bei präventiven Maßnahmen ein sol-
cher Anlass teilweise nur schwer darzulegen ist.
Deshalb aber gänzlich auf das Gebot der Erfor-
derlichkeit zu verzichten, ist der falsche Weg.
Vielmehr müssen auch komplexe und langfris-
tige Maßnahmen nachprüar sachlich fundiert
sein.

Die Kosten der anlasslosen Datensammlung
und Überwachung stehen in keinem Verhältnis
zu dem behaupteten Nutzen. Die durch den Ab-
bau anlassloser Überwachung eingesparten Mit-
tel sind ür Maßnahmen der Kriminalprävention
einzusetzen, deren Wirksamkeit erwiesen ist.

Sicherheitsbewusstsein stärken

Die geühlte Sicherheit ist eine wichtige Vor-
aussetzung ür unser persönliches Wohlbefin-
den. Forschungsergebnisse zeigen aber, dass das
hohe Maß an Sicherheit in Deutschland ver-
breitet unbekannt ist und dass das Kriminali-
tätsrisiko teilweise weit überschätzt wird. Wir
wollen ein Programm zur Stärkung des Sicher-
heitsbewusstseins und zur sachlichen Informati-
on über Kriminalität in Schleswig-Holstein auf-
legen, um verzerrten Einschätzungen und Dar-
stellungen der Sicherheitslage entgegen zu wir-
ken.

Sicherheitsforschung demokratisieren

Die Sicherheitsforschung aus Steuergeldern wol-
len wir demokratisieren und an den Bedürfnis-
sen und Rechten der Bürgerinnen und Bürger
ausrichten. In beratenden Gremien sollen künf-
tig neben Verwaltungs-, Wissenschas- und In-
dustrievertretern in gleicher Zahl auch Volksver-
treter sämtlicher Fraktionen, Kriminologen, Op-
ferverbände und Nichtregierungsorganisationen
zum Schutz der Freiheitsrechte und Privatsphäre
vertreten sein. Eine Entscheidung über die Aus-
schreibung eines Projekts soll erst getroffen wer-
den, wenn eine öffentliche Untersuchung der zu
schaffenden Grundrechteagentur über die Aus-
wirkungen des jeweiligen Forschungsziels auf
unsere Grundrechte (impact assessment) vor-
liegt. Die Entwicklung vonTechnologien zur ver-
stärkten Überwachung, Erfassung und Kontrol-
le von Bürgerinnen und Bürgern lehnen wir ab.
Stadessen muss die Sicherheitsforschung auf
sämtliche Optionen zur Kriminal- und Unglücks-
verhütung erstreckt werden und eine unabhän-
gige Untersuchung von Wirksamkeit, Kosten,
schädlichen Nebenwirkungen und Alternativen
zu den einzelnen Vorschlägen zum Gegenstand
haben.

Weil auch die geühlte Sicherheit eine wich-
tige Voraussetzung ür unser Wohlbefinden ist,
wollen wir zudem erforschen lassen, wie das
öffentliche Sicherheitsbewusstsein gestärkt und
wie verzerrten Einschätzungen der Sicherheits-
lage entgegen gewirkt werden kann.

Für eine intelligente, rationale und
evidenzbasierte Sicherheitspolitik

Ein angemessener Schutz vor Kriminalität ist
eine wichtige staatliche Aufgabe, die nach un-
serer Überzeugung nur durch eine intelligente,
rationale und evidenzbasierte Sicherheitspolitik
auf der Grundlage wissenschalicher Erkennt-
nisse erüllt werden kann. Um kluge Sicherheits-
maßnahmen ördern und schädliche Maßnah-
men beenden zu können, wollen wir, dass ei-
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ne dem Landtag unterstellte Grundrechteagen-
tur alle bestehenden Befugnisse und Programme

der Sicherheitsbehörden in Schleswig-Holstein
systematisch und nach wissenschalichen Kri-
terien auf ihre Wirksamkeit, Kosten, schädliche
Nebenwirkungen, auf Alternativen und auf ihre
Vereinbarkeit mit den Grundrechten untersucht
(systematische Evaluierung). Auf dieser Grund-
lage können wir sodann Grundrechtseingriffe
aueben, wo dies ohne Einbußen an Sicherheit
– also ohne Einfluss auf die Kriminalitätsrate –
möglich ist. Auch im Bereich der Sicherheit ist
das Kosten-Nutzen Prinzip anzuwenden, um mit
den aufgewendeten Mieln ein Höchstmaß an
Sicherheit zu erreichen.

Unabhängige
Untersuchungskommission

Wir setzen uns daür ein, dass auf Landesebe-
ne eine unabhängige Kommission zur Untersu-
chung von Straaten im Amt eingerichtet wird.
Gerade bei dem Verdacht von Straaten im Amt
durch Ermilungsbehörden (Staatsanwaltschaf-
ten, Polizei) erfolgt die Untersuchung bislang
durch die gleiche Behörde. Dies gewährleistet
weder eine unabhängige noch eine effektive Un-
tersuchung. Aber auch in anderen Verwaltungs-
zweigen besteht in der Regel eine Interessenkol-
lision zwischen dem Ermilungszweck und dem
Schutz »der eigenen Seite«. Durch die Einrich-
tung der Kommission wird in Zukun die Gefahr
von Interessenskollisionen verringert. Um dies
zu erreichen darf die Kommission keine Mitglie-
der aus dem jeweils betroffenen Behördenzweig
haben (z.B. Verdacht der Straat durch einen
Polizisten, daher keine dem Landesinnenminis-
terium unterstellten Mitglieder). Ferner soll die
Kommission auch nicht im öffentlichen Dienst
stehende Mitglieder haben. Ergebnisse in ande-
ren Staaten, z.B. Großbritannien, haben den Nut-
zen einer unabhängigen Kommission bereits be-
legt.

Kriminalpräventionsstrategie

Wir wollen einen Schwerpunkt unserer Sicher-
heitspolitik auf die Förderung von Präventions-
maßnahmen und -projekten legen, deren Wirk-
samkeit wissenschalich erwiesen ist. Nur so
kann schon den Ursachen von Kriminalität ent-
gegengewirkt werden. Besonders wichtig ist uns
dies bei Jugendlichen. Wir wollen dazu eine Lan-
despräventionsstrategie entwickeln und die bis-
her zersplierten Ministerialzuständigkeiten ür
Kriminalprävention auf das Innenministerium
vereinen.

Löschen der Darstellung von
Kindesmissbrauch im Internet

Wir wollen die Verbreitung von Bildern und Vi-
deos, die Kindesmissbrauch zeigen, wirksam ver-
hindern. Deswegen muss die Polizei in der Lage
sein, Beweise gerichtsfest zu sichern und unver-
züglich die Löschung solcher Bilder und Videos
von den Servern zu veranlassen. Dazu werden
wir bei Bedarf auch die Polizeibehörden perso-
nell und technisch besser ausstaen. Den Auau
einer Sperrinfrastruktur lehnen wir ab, da diese
grundsätzlich die Gefahr birgt, ür beliebige wei-
tere Sperrmaßnahmen bis hin zur Zensur miss-
braucht zu werden.

Keine Privatisierung hoheitlicher
Aufgaben

Das Gewaltmonopol des Staates darf nicht an
Privatfirmen delegiert werden. Aufgaben der Po-
lizei und des Strafvollzugs müssen vollständig in
staatlicher Hand bleiben. Auch in anderen Berei-
chen ist die Auslagerung grundsätzlich nur dann
zu billigen, wenn die Bereithaltung der Kapazi-
täten durch den Staat aufgrund zu hoher Kosten
oder zu seltener Inanspruchnahme nichtmöglich
ist. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass pri-
vate Anbieter der Leistungen in der Regel teurer
sind, da sie auf Gewinn ausgerichtet sind.
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Bessere Ausstattung der Polizei

Um der Polizei die Erüllung ihrer Aufgaben in
einem vernünigen Maße zu ermöglichen, muss
die materielle und personelle Ausstaung ver-
bessert werden. Die Anschaffung von persönli-
cher Ausrüstung darf nicht dem einzelnen Po-
lizisten aufgebürdet werden. Gleichzeitig müs-
sen ausreichend Beamte beschäigt werden, um
die Polizeiarbeit angemessen bewältigen zu kön-
nen. Vor allem die Präsenz – und damit eine ver-
besserte Erreichbarkeit und Ansprechbarkeit vor
Ort – ist auch in den Stadeilen und auf dem
Land sicherzustellen.

Polizeiarbeit im Internet

Wir wollen die Ausbildung und Ausstaung der
Polizei ür die Strafverfolgung im Internet ver-
bessern. Dazu müssen zum Beispiel auch beste-
hendeMöglichkeiten, Gesetzesverstöße im Inter-
net zu melden, vereinfacht und ausgebaut wer-
den. Jedoch müssen auch im Internet die Grund-
rechte und das Prinzip der Verhältnismäßigkeit
gewahrt bleiben. Eingriffe in private Kommuni-
kation, etwa das Mitlesen von E-Mails, dürfen
nur nach richterlicher Anordnung möglich sein.
Das Einschleusen von Soware in private Com-
puter lehnen wir vollständig ab.

Eindeutige Kennzeichnung von
Polizisten

Bei geplanten Veranstaltungen wie Demonstra-
tionen oder Einsätzen bei Sportereignissen sollen
Polizisten eindeutig identifiziert werden können,
zum Beispiel durch eine gut sichtbare Identifika-
tionsnummer. Für den Fall unverhältnismäßiger
Gewaltanwendung oder anderer gesetzeswidri-
ger Handlungen durch Polizisten muss sicherge-
stellt werden, dass deren spätere Identifikation
möglich ist. Dabei sind die Persönlichkeitsrech-
te der Polizisten zu wahren. Im Fall einer An-
zeige soll daher erst auf richterlichen Beschluss

hin die Identifikation erfolgen. Hierür ist ein ge-
eignetes und praktikables Verfahren zur Vertei-
lung der Identifikationsnummern und zu deren
Gestaltung in Zusammenarbeit mit der Polizei zu
entwickeln.

Dokumentation bei Vernehmungen

Wir setzen uns daür ein, dass Vernehmungen
der Polizei und Staatsanwaltschaen grundsätz-
lich in Wort und Bild aufgezeichnet werden.
Auf diese Weise soll ür Gerichte nachvollzieh-
bar sein, auf welche Weise Aussagen oder Ge-
ständnisse von Beschuldigten zustande gekom-
men sind. Die materielle Ausstaung muss ge-
währleistet werden.

Entschädigung für gesetzgeberisches
Unrecht

In den letzten Jahren mussten Verfassungsge-
richte immer häufiger Gesetze aueben, die un-
sere Grund- und Freiheitsrechte verletzten. Da-
mit solche Grundrechtsverstöße nicht wie bisher
sanktionslos bleiben, wollen wir dem Landesver-
fassungsgericht das Recht geben, den zwischen-
zeitlich von dem verfassungswidrigen Gesetz in
ihren Grundrechten verletzten Bürgerinnen und
Bürgern (nicht nur den Kläger/innen) eine ange-
messene Entschädigung zuzusprechen.

Angemessene Entschädigung zu
Unrecht Inhaftierter

Menschen, die zu Unrecht in Ha saßen, müssen
angemessener entschädigt werden als dies zur-
zeit üblich ist. Justizirrtümer sind leider unver-
meidlich, aber deren unschuldige Opfer sollten
darunter nicht leiden. Unschuldig inhaiert zu
sein, bedeutet nicht nur den Verlust der Freiheit
und der Selbstbestimmung, sondern immer auch
ein unvorstellbares Maß an Verzweiflung über
die Aussichtslosigkeit der eigenen Lage.
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Die derzeitige geringe Entschädigung von 25
Euro pro Hatag ist skandalös und eines Rechts-
staates nicht würdig. Wir fordern eine gerech-
tere Entschädigung ür vollständige oder ür im

Wesentlichen ür unschuldig befundene Perso-
nen. Es ist zudem zynisch, dass von diesem Be-
trag ohne Rechtsgrundlage noch Verpflegungs-
kosten abgezogen werden. Wir wollen über den
Bundesrat eine Entschädigung ohne Abzüge von
mindestens 250 Euro pro Tag erreichen.

Grundrechtskonformität erhöhen

Zur präventiven Stärkung der Verfassungskon-
formität der Gesetzgebung wollen wir einem
Driel des Landtages oder zwei Fraktionen das
Recht geben, ein Rechtsgutachten des Landes-
verfassungsgerichts zur Verfassungskonformität
eines Gesetzesvorhabens einzuholen. Die Minis-
terpräsidentin oder der Ministerpräsident soll
darüber hinaus das Recht erhalten, bei verfas-
sungsrechtlichen Zweifeln vor der Ausfertigung
eines Gesetzes das Landesverfassungsgericht an-
zurufen.

Unabhängigkeit der
Staatsanwaltschaften

Staatsanwälte sind an dienstliche Anweisungen
ihrer Vorgesetzten gebunden. Dadurch besteht

die Gefahr der politischen Beeinflussung von
Strafverfahren. Um die Unabhängigkeit der Jus-
tiz und den Rechtsstaat zu stärken, fordern wir,
dass die Landesregierung von ihrem Weisungs-
recht gegenüber den Landesstaatsanwälten kei-
nen Gebrauch mehr macht. Insbesondere soll es
keine Dienstanweisungen mehr geben, die sich
auf einzelne Verfahren beziehen.

Waffenrecht

Die Verschärfungen der Waffengesetze in den
letzten Jahren dienten vor allem dazu, Sicher-
heit vorzutäuschen und einfache und schnelle
Antworten auf komplizierte Probleme zu geben.
Wir setzen uns ürWaffengesetze ein, welche die
sorgältige Auewahrung von Schusswaffen re-
geln und dadurch die Sicherheit aller Bürger ge-
währleisten. Wir lehnen es aber ab, beispielswei-
se Sportschützen zu Sündenböcken ür gesell-
schaliche Probleme zu machen.

Streichung von §90 StGB

Wir setzen uns im Rahmen einer Bundesratsin-
itiative gem. Art. 76 GG daür ein, dass § 90 StGB
(Verunglimpfung des Bundespräsidenten) gestri-
chen wird.
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6 Verbraucherschutz
Saubere Produkte und umfassende Information
Der Mensch als Verbraucher muss geschützt werden, da er gegenüber den Herstellern und Vertrei-
bern von Waren und gegenüber Dienstleistungsanbietern infolge geringerer Fachkenntnis, Informa-
tion und/oder Erfahrung benachteiligt ist.
Dieses Ungleichgewicht will die Piratenpartei durch Stärkung der Verbraucherrechte und Schaf-

fung von Transparenz ausgleichen.

Verbraucherinformation verbessern

Wir wollen das Verbraucherinformationsgesetz
(VIG)¹so stärken, dass Verbraucher Informatio-
nen, beispielsweise zu belasteten Lebensmieln,
auf gut zugänglichen Plaformen rasch und ein-
fach auffinden können, ohne sie erst in aufwän-
digen Auskunsprozessen anfordern zu müs-
sen. Diese Informationen sollen unter Angabe
der elle und kostenfrei zur Verügung gestellt
werden.

Verbraucherzentralen stärken

Verbraucherzentralen spielen eine wichtige Rol-
le in der Beratung von Verbrauchern und im
Schutz von Verbraucherinteressen.

Wir unterstützen insbesondere die Verbrau-
cherzentralen in ihrer Ablehnung des »gläser-
nen Konsumenten« und bei der Verteidigung
der Datenschutzinteressen der Verbraucher. Wir
wollen einen Verbraucherschutz, der das Recht
auf umfassende Information verbindet mit einem
Verbandsklagerecht zur Durchsetzung von Ver-
braucherinteressen.

Offenlegung von Antibiotika-Einsatz in
der Tierproduktion

Durch den Druck des Handels sind die landwirt-
schalichen Erzeuger gezwungen, immer mehr
Produkte zu immer günstigeren Preisen anzu-
bieten. Das ist nur möglich durch Produktions-

steigerung auf begrenzten Flächen und ührt zu
einem massiven Einsatz von Antibiotika in der
Tierproduktion.

Es ist wissenschalich erwiesen, dass durch
den immer stärkeren Einsatz von Antibiotika
multiresistente Keime entstehen, die der Ge-
sundheit von Mensch und Tier massiv schaden.

Wir werden daür sorgen, dass jede verab-
reichte Dosis offen gelegt werden muss und je-
dem Verbraucher diese Information an leicht zu-
gänglicher Stelle zur Verügung steht.

Darüber hinaus setzen wir uns daür ein, dass
Tiere und tierische Produkte nur dann verarbei-
tet werden dürfen, wenn zuvor verabreichte Me-
dikamente bis auf festgelegte Grenzwerte auch
abgebaut sind.

Zu diesem Zweck beürworten wir regelmäßi-
ge Kontrollen der tierischen Nahrungsmiel und
die Speicherung der Ergebnisse an zentraler Stel-
le.

Transparente Kennzeichnung von
Lebensmitteln

Die von der Lebensmielindustrie auf der Vor-
derseite von Verpackungen bevorzugte Nähr-
wertkennzeichnungmit Prozentangaben und be-
liebig wählbaren Portionsgrößen trägt nicht da-
zu bei, demVerbraucher sinnvolle Informationen
an die Hand zu geben. Besonders irreührend ist
die Angabe des prozentualen Anteils am Tages-
bedarf. Diese kann prinzipiell vielen Personen-
gruppen wie zum Beispiel Kindern nicht gerecht

¹hp://zufish.schleswig-holstein.de
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werden.
Ansta auf der Vorderseite verschleiernde

Angaben anzubringen, fordern wir eine sinnvol-
le, einheitliche Kennzeichnung zu verwenden.
Diese muss sich auf feste Portionsgrößen von
100g/ml entsprechend der Nährwertangaben auf
der Rückseite beziehen.

Veröffentlichung der Ergebnisse von
Lebensmittelkontrollen

Jahr ür Jahr werden viele Betriebe kontrolliert,
die mit der Herstellung oder der Verarbeitung
von Lebensmieln zu tun haben. Dabei kommt es
zu hohen Beanstandungsquoten. Die Ergebnisse
dieser Kontrollen können nicht öffentlich einge-
sehen werden und haben deshalb keine ausrei-
chende Abschreckungswirkung. Mängel müssen
öffentlich nachvollziehbar sein, um durch Trans-
parenz diese abschreckende Wirkung zu errei-
chen. So wird auch Druck auf die Abnehmer aus-
geübt, ihre Lieferanten sorgältiger auszuwäh-
len.

Wir fordern deshalb die Schaffung eines frei

zugänglichen Informationssystems ür den Zu-
gang zu den Ergebnissen von Lebensmielkon-
trollen.

Verbraucherinformation vor Ort durch
Smiley-System

In Dänemark ist ein Smiley-System bereits er-
folgreich etabliert². Damit ist ür den Kunden
direkt, beispielsweise vor Restaurants, Eisdielen
oder Supermärkten, ersichtlich, ob Hygienevor-
schrien und Lebensmielgesetze eingehalten
werden. Kunden können auf Hygienesünder re-
agieren, was bisher bei uns nicht möglich ist. Ne-
gativ bewertete Betriebe haben durch die Kun-
denreaktion und Folgekontrollen dieMöglichkeit
und vor allem die Motivation, Mängel zu beseiti-
gen und sich positive Smileys zu verdienen.

Die Ergebnisse von Lebensmielkontrollen
sollen künig anhand unterschiedlicher Smileys
zeitnah und gut sichtbar an der Eingangstür an-
gebracht werden, um den Verbraucher zusätzlich
zum Informationssystem im Internet direkt vor
Ort zu informieren.

²Das daenische Smiley-System, zu finden bei hp://www.foodwatch.de/
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7 Bildung
Wissen ist der Schatz, der sich vermehrt, wenn man ihn teilt
Jeder Mensch hat das Grundrecht auf freien Zugang zu Information, Bildung und Kultur. Dies ist
in einer freiheitlich-demokratischen Gesellscha essentiell, um jedem Menschen, unabhängig von
seiner sozialen Herkun, ein größtmögliches Maß an gesellschalicher Teilhabe zu ermöglichen.
Damit ist die Hauptaufgabe einer institutionellen Bildung die Unterstützung bei der Entwicklung
zur mündigen, kritischen und sozialen Persönlichkeit.
Zugleich ist Bildung ein elementarer Teil der kulturellen Entwicklung einer Gesellscha – nur wer

entsprechendes Wissen erworben hat, kann am gesellschalichen und kulturellen Leben im vollen
Umfang teilnehmen.
Die Piratenpartei setzt sich ür eine kontinuierliche, zukunstaugliche Bildungspolitik ein. Im Be-

reich Schule und Berufsschulen sollen diese an den Begabungen, Talenten und Interessen der Kin-
der und Jugendlichen ausgerichtet werden. Dabei sollen auch die Erfahrungen der Lehrenden, Un-
terrichteten und deren Eltern bei der Schulbildung berücksichtigt werden. Entsprechend sind die
Erfahrungen der Unterrichteten und Lehrkörper an den Fach-, Hochschulen und Erwachsenenbil-
dungszentren zu berücksichtigen.

Freier Zugang zu Bildung

Der freie Zugang zu Bildungseinrichtungen ist
im Interesse aller. Deshalb ist es Aufgabe der
gesamten Gesellscha, eine leistungsähige Bil-
dungsinfrastruktur zu finanzieren und gebüh-
renfrei zur Verügung zu stellen: Investitionen in
Bildung sind Investitionen in die Zukun und in
eine stabile Demokratie. Bildungsgebühren jeg-
licher Art schränken den Zugang zu Bildung ein.
Aus diesem Grund beürworten wir die Lehrmit-
telfreiheit und den verstärkten Einsatz von Wer-
ken, die unter einer freien Lizenz stehen, zur Ver-
milung von Wissen.

Erziehung zur Demokratie

Die gelebte Vermilung der Grundprinzipien un-
serer demokratischen Staats- und Gesellschas-
form ist eine der Aufgaben staatlicher Bildungs-
einrichtungen. Durch die frühe Möglichkeit, sich
an (schul)-politischen Entscheidungen zu betei-
ligen und emen zu erarbeiten, wollen wir
auch der Politikverdrossenheit unter Jugendli-
chen vorbeugen. Außerdem können Kinder und
Jugendliche demokratische Prinzipien und Wer-

te auf diese Art und Weise kennen und schät-
zen lernen, wodurch sie kritischer mit extremis-
tischem Gedankengut umgehen können. Paral-
lel hierzu wollen wir den gesellschaskundlich-
politischen Unterricht ausbauen.

Entwicklung Deutschlands nach 1945 im
Geschichtsunterricht

Wir wirken darauf hin, dass an den Schulen
in Schleswig-Holstein die Entwicklung Deutsch-
lands nach 1945 ein größeres Gewicht im Ge-
schichtsunterricht bekommt. Hierbei soll ein be-
sonderer Augenmerk auf ehemalige National-
sozialisten in wirtschalich, politisch und ge-
sellschalich bedeutsamen Positionen der neuen
Bundesrepublik ebenso sehr gelegt werden, wie
auf die Diktatur des Kommunismus/Sozialismus
und des Unrechtsstaates DDR.

Demokratisierung der Bildung

Wir setzen uns ür eine Demokratisierung der
Schul- und Bildungslandscha ein. Das bedeu-
tet ür uns die stärkere Beachtung der Persön-
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lichkeitsrechte von Auszubildenden, Praktikan-
ten, Trainees, Schülern und Studenten ebenso

wie die der Lehrenden.Wir wollen die Demokra-
tisierung des Bildungsbereichs auf allen Ebenen,
unter anderem durch weitergehende Rechte ür
die Schülermitverwaltungen und die Studieren-
denschaen, erreichen (ähnlich wie bei der be-
trieblichen Mitbestimmung).

Neutralität in der Bildung

Gerade die Bildungsinhalte im naturwissen-
schalichen Bereich müssen auf fundierten und
belegbaren Erkenntnissen basieren. Wissen soll
von einem möglichst neutralen Standpunkt aus
vermielt werden. Dies beinhaltet vor allem eine
sachliche Darstellung, die Ausgewogenheit der
Standpunkte und eine kritische ellenbewer-
tung. Dies ist eine deutliche Absage an religiös
oder politisch motivierte Wissensvermilung.

Bildungsstandards

Auf der Basis wissenschalicher Erkenntnisse
und angesichts der derzeit herrschenden Miss-
stände im deutschen Bildungssystem fordern
wir die zügige Umsetzung der festgesetzten Bil-
dungsstandards auf Bundes- und Länderebene,
wie sie von der Kultusministerkonferenz und
dem Institut zur alitätsentwicklung im Bil-
dungswesen gefordert werden. Zur Gewährleis-
tung bundeseinheitlicher Bildungsstandards in
allen Bundesländern übernimmt das ausühren-
de Organ der Bundesregierung die qualitätsüh-
rende Kontrolle und Evaluation.

Medienkompetenz

Internet und moderne Medien sind aus unserem
Alltag nicht mehr wegzudenken. Wir möchten,
dass staatliche Bildungseinrichtungen verstärkt
auf diese Veränderungen reagieren und wollen
die ächerübergreifende Vermilung von Medi-
enkompetenz in allen Bildungs- und Erziehungs-

bereichen, auch der Erwachsenenbildung, ein-
ühren.

Einsatz von freier Software und
Lehrmitteln unter freien Lizenzen

Wir wollen erreichen, dass an Bildungseinrich-
tungen vermehrt Lehrmiel mit freien Lizen-
zen und kostenlose Online-Angebote verwendet
werden. Dies trägt nicht nur zur Kostensenkung
und Aktualität bei, sondern auch dazu, dass die
Lehrmiel von den Lehrenden nach Bedarf er-
weitert und verändert werden können. Zudem
setzen wir uns ür den Einsatz von freier So-
ware an Schulen ein. Diese kann von den Schü-
lern auch zuhause kostenfrei benutzt werden.

Open Access

Siehe Abschni »Open Access« in der Präambel,
Seite 2.

Keine Schultrojaner in
Schleswig-Holstein

Die Kultusministerkonferenz hat mit den Schul-
buchverlagen einen Vertrag geschlossen, der
den Einsatz von Plagiatssoware, den sogenann-
ten Schultrojaner, auf Computern an den Schu-
len vorsieht. Damit soll auf den Schulcompu-
tern nach illegalen digitalen Schulbuchkopien
gesucht werden. Wir lehnen diese Kriminali-
sierung von Lehrern und Schülern entschieden
ab und setzt sich daür ein, dass der Vertrag
ür Schleswig-Holstein geändert oder gekündigt
wird.

Wir lehnen diese und ähnliche Formen der
Überwachung in öffentlichen Einrichtungen ab.

Finanzierung von Bildung und
Forschung

Bildung und Forschung sind eine Investition in
die Zukun unserer Gesellscha. Vor diesem
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Hintergrund ist es unverständlich, dass eine rei-
che Industrienation wie Deutschland einen im

internationalen Vergleich unangemessen niedri-
gen Teil der öffentlichen Miel in Bildung und
Forschung investiert. Wir fordern daher eine
bessere finanzielle Ausstaung des gesamten Bil-
dungssystems. Schönrechnereien – wie die Ein-
beziehung von Lehrerpensionen – lehnenwir da-
bei ab.

Gleiche Berufschancen im Lehrer- und
Dozentenbereich

Von der Öffentlichkeit weitgehend unbemerkt
schleicht sich eine Zweiteilung im Bereich der
Bildungsvermiler ein: Auf der einen Seite ste-
hen gut abgesicherte Beamte auf Lebenszeit, auf
der anderen Seite billige Honorarkräe, die in
den Schulen große Teile des Unterrichts und der
Betreuung übernehmen oder an den Hochschu-
len als Lehrbeauragte in vielen Bereichen da-
ür sorgen, dass überhaupt noch ein ausreichen-
des Lehr- und Betreuungsangebot vorhanden ist.
Somit müssen Zeit- und Werksverträge im Bil-
dungswesen untersagt werden.

Unsere Schulkonzeption

Es gibt in Schleswig-Holstein den Trend zu
ständigenMissreformen, welche die eigentlichen
Probleme gar nicht erst angehen. Wir fordern
stadessen grundlegende Veränderungen vorzu-
nehmen, die bewährte Reformideen wie flexible
und modulare Unterrichtsstrukturen aufgreifen.

Ziel unserer Schulpolitik ist die optimale För-
derung der Schüler. Diese wird durch eine frei-
willige Ganztagesbetreuung erleichtert, die flä-
chendeckend ermöglicht werden soll und in der
eine örtliche Kooperationmit schulexternen Trä-
gern wie Vereinen oderMusikschulen angestrebt
wird. Weitere alternative Unterrichtskonzepte
müssen in Schleswig-Holstein weiterhin mög-
lich sein und parallel zu den bisherigen Unter-
richtsformen existieren dürfen. Den Schulen sind

hier aufWunsch von Eltern, Schülern und Schul-
trägern mehr Mitsprachemöglichkeiten einzu-
räumen.

Keine Schulstrukturreform aus
ideologischen Gründen

Jahrzehntelang bestand Schulpolitik nur im
Streit um das bessere Schulsystem.

Wir lehnen Schulstrukturreformen aus ideo-
logischen Gründen ab. Unsere Schulpolitik wird
sich darauf konzentrieren, wie Schüler besser auf
ihr Leben vorbereiten werden können. Die wich-
tige Frage ist ür uns, was unsere Kinder wie ler-
nen sollen und nicht die Schulorganisation bzw.
Art der Differenzierung beim Lernen.

Ganztagesbetreuung an Schulen

Bildungseinrichtungen sollen Angebote zur
Ganztagesbetreuung bereitstellen.

Das Betreuungsangebot soll den Unterricht
um zusätzliche Bildungsmöglichkeiten und Ak-
tivitäten ergänzen. Neben Hausaufgabenbetreu-
ung und Nachhilfe soll ein möglichst breites An-
gebot an kulturellen, geistes-, naturwissenscha-
lichen sowie sportlichen Tätigkeiten ermöglicht
werden. Dabei ist die Zusammenarbeit mit Verei-
nen und Organisationen zu beiderseitigem Vor-
teil ausdrücklich erwünscht.

Freie Schülerbeförderung

Wir setzen uns ür eine grundsätzlich beitrags-
freie Schülerbeörderung ein. Die Finanzierung
soll Landesaufgabe sein. Eine Beitragsbefreiung
sollte ür Vorklassen und die Schuljahrgänge 1-4
der allgemeinbildenden Schulen bei einer Min-
destentfernung von 1 Kilometer zwischen den
Haltestellen am Wohnort und der Haltestelle an
der Schule gelten. Sowie bei den Schuljahrgän-
gen 5-10, wenn die entsprechende Mindestent-
fernung 2 Kilometer beträgt. Für Schüler, deren
Schulweg die Mindestentfernung unterschreitet
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übernimmt das Land keine Kosten der Schüler-
beörderung, verpflichtet sich aber, bei geähr-

lichen Streckenabschnien einen organisierten
Schülerverkehr vorzuhalten.

Schulspeisung

Eine gesunde Ernährung ist aus Gründen der
körperlichen und geistigen Entwicklung und der
Konzentrationsähigkeit der Kinder wichtig. Be-
rufstätige Eltern, besonders Alleinerziehende,
haben nicht immer die Möglichkeit, ihren Kin-
dern ein Miagessen zu bieten. Schulspeisun-
gen können dazu beitragen, dass sich ihre Kin-
der trotzdem ausgewogen ernähren. Wir fordern
daher die Einührung vollwertiger Schulspeisun-
gen aus regionalem Anbau, wenn möglich sogar
den Demeter-Richtlinien entsprechend, an allen
Schulen und Kindertagesstäen. Die Finanzie-
rung dieser Schulspeisungen ist so zu gestalten,
dass alle Schüler unabhängig von der sozialen
oder finanziellen Lage der Familie diskriminie-
rungsfrei daran teilnehmen können.

Barrierefreies Lernen

In Schleswig-Holstein ist ür Kinder mit beson-
derem Förderbedarf das Risiko einer Sonder-
schuleinstufung und der daraus folgenden Aus-
grenzung aus dem Regelschulbetrieb im interna-
tionalen Vergleich besonders hoch. Der gemein-
same Unterricht von Kindern mit und ohne Be-
hinderung wirkt sich auf den Lernerfolg beider
Gruppen positiv aus, wie internationale Studi-
en beweisen. Deshalb wollenwir das hierzulande
betriebene Modell der Sonderschule soweit wie
möglich verlassen und eine Schule ür alle er-
möglichen.

Bessere Betreuung

Wir fordern einen Betreuungsschlüssel bzw. eine
Klassengröße, die einen verbesserten Unterricht
sowie eine individuelle Betreuung zum Ziel hat.

Dazu gehört die Schaffung neuer Lehrerstellen
und eine angemessene Fort- und Weiterbildung
der Lehrer. Auch die alität des Unterrichts
soll regelmäßig überprü werden. Wir streben
die verbindliche Umsetzung der ür die best-
mögliche Förderung notwendigen Betreuungs-
schlüssel und Klassengrößen im Bildungswesen
bis zum Jahr 2022 an. Dabei sollte man sich an
aktuellen psychologisch-pädagogisch und sozio-
logisch anerkannten internationalen und natio-
nalen Bildungsstudien ür die entsprechenden
Lerngruppen orientieren. In den Bereichen Me-
dienkompetenz und Pädagogik sehen wir einen
besonderen Bedarf an Weiterbildung ür Lehrer.
Zudem wollen wir Angebote schaffen, bei denen
Eltern gemeinsam mit ihren Kindern an das e-
ma Mediennutzung herangeührt werden. Die
Anzahl der Schulsozialarbeiter – auch an Gym-
nasien – muss erhöht werden. Dies ist Ländersa-
che und darf nicht den Kommunen aufgebürdet
werden.

Schulen demokratisieren

Selbstbestimmung an der Schule durch das Leh-
rerkollegium und ein Mitbestimmungsrecht der
Schüler und Eltern schaffen faire Arbeitsstruk-
turen. An die demokratischen Entscheidungen
des Kollegiums ist nach unserer Konzeption auch
die Schulleitung gebunden. Die Schülermitver-
waltung muss in Schülermitbestimmung umge-
staltet werden, um eine Teilhabe an Entscheidun-
gen zu ermöglichen.

Leistungsdruck und Schulstress
verringern

Überüllte Lehrpläne und Lernstandserhebun-
gen sind hohe Stressfaktoren und setzen die
Schüler unnötig unter Druck. Die Bildungsplä-
ne müssen angepasst werden, besonders der Bil-
dungsplan des Gymnasiums mit einer evtl. ver-
kürzten zwölährigen Schullauahn. Sta Lern-
standserhebungen wie PISA oder VERA, die

30



Landeswahlprogramm 2012 Schüler mit Lernschwierigkeiten / Hochbegabtenförderung

ausschließlich den Wissensstand messen, sol-
len langfristige Evaluationsverfahren eingesetzt

werden, die auch Selbstreflexion der Schüler ein-
beziehen und somit die Lernprozesse unterstüt-
zen.

Angebote für Schüler mit
Lernschwierigkeiten und
Hochbegabtenförderung

Schüler sind unterschiedlich und haben indi-
viduelle Begabungen und Talente. Wenn diese
Unterschiede nicht berücksichtigt werden, ührt
dies dazu, dass einzelne Schüler nicht ihrem
Potential gemäß geördert werden. Die Über-
oder Unterforderung einzelner Schüler ührt
außerdem zu Verhaltensauälligkeiten und ei-
nem schlechten Lernklima innerhalb der Klas-
sengemeinscha.

Wir setzen auf Individualität in der Bildung
und sprechen uns ür geeignete Angebote und
Förderungen sowohl ür Schüler mit Lernbehin-
derungen als auch ür sogenannte Hochbegabte
aus. Die Erforschung der entsprechenden Phäno-
mene und die Einbindung von Interessengrup-
pen sollte Ziel sein, um ein Bildungsklima zu
schaffen, dass sich an der individuellen Realität,
sta an einem theoretischen Durchschnisschü-
ler orientiert.

Religions- und Ethikunterricht

Wir fordern, dass an allen Schülern an staatli-
chen Bildungseinrichtungen ethische und reli-
giöse Inhalte gleichwertig vermielt werden. Ei-
nen konfessionsgebundenen Religionsunterricht
lehnen wir ab.

Persönlichkeitsrechte der Schüler und
Lehrer achten

Die Privat- und Intimsphäre sowie das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung von Schülern

und Lehrern müssen gewahrt bleiben. Video-
überwachung und private Sicherheitsdienste ha-
ben keinen Platz in Schulen. Präventive Durch-
suchungen und Kontrollen oder Urinuntersu-
chungen sind zu unterlassen. Die Unschuldsver-
mutung gilt auch ür Schüler. Diese unter Ge-
neralverdacht zu stellen, zerstört das Vertrauen
zu Schule und Lehrern, ohne welches Unterricht
und Erziehung nicht möglich sind.

Computer- und Vernetzungsangebote im
Unterricht

Für die Vermilung von Lehrinhalten sollen ver-
stärkt Computer zum Einsatz kommen. Schüler
sollen sich Kursinhalte auch anhand aufgezeich-
neter Vorlesungen, per Videokonferenz oder mit
Hilfe interaktiver Programme aneignen können.

Wir lehnen komplee Medienverbote an
Schulen ab. Dagegen beürworten wir die kom-
petente Nutzung von Medien außerhalb des Un-
terrichts. Dabei dürfen keine anderen Personen
benachteiligt werden. Im Unterricht sollten Me-
diengeräte nur nach Abstimmung mit den Lehr-
kräen benutzt werden. Durch diese Regelung
wird auch das selbständige Lernen im Umgang
mit neuen Medien geördert.

Kostenloser Kindergarten- und
Kinderkrippenbesuch

Der Besuch einer vorschulischen Einrichtung
leistet einen wichtigen Beitrag dazu, dass Kinder
in der Grundschule leichter lernen und sich bes-
ser in einer Gruppe zurechtfinden. Gleichzeitig
können Kindergärten, Kinderkrippen und ande-
re Kindertagesstäenmaßgeblich zur Entlastung
berufstätiger Eltern beitragen und es manchen
Eltern überhaupt erst ermöglichen, einen Beruf
auszuüben.

Deshalb wollen wir es aus Landesmieln er-
möglichen, dass der Besuch von Kindergärten
nach dem drien Lebensjahr und der Besuch von
Kinderkrippen bereits nach dem zweiten Lebens-
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jahr ür jedes Kind kostenlos angeboten wer-
den. Damit erhalten alle Kinder, unabhängig von
ihrem familiären und gesellschalichen Hinter-

grund, möglichst gleiche Voraussetzungen ür
ihren weiteren Bildungsweg.

Ablehnung von Erziehungsgehalt

Ab 2013 soll Eltern, die ihre Kinder nicht in
vorschulischen Einrichtungen unterbringen, ein
monatliches Erziehungsgehalt oder Betreuungs-
gehalt gezahlt werden. Es kann auch keine Ga-
rantie daür gegeben werden, dass die monatli-
chen Zahlungen zum Zwecke der Betreuung der
Kinder investiert werden. Daher lehnen wir eine
Einührung des Erziehungsgehaltes ab.

Bessere Ausbildung und Bezahlung von
Erziehern

Von Erziehern und Betreuern im vorschulischen
Bereich wird immer mehr gefordert. Die Bezah-
lung sowie Aus- und Fortbildung dieser ür die
Entwicklung der Kinder so wichtigen Pädagogen
ist den neuen Anforderungen und der erhöhten
Belastung anzupassen.

Beibehaltung der flexiblen Ausbildungs-
und Hochschulstruktur

Traditionelle Ausbildungen, Universitäten, dua-
le Hochschulen, Fachhochschulen und viele an-
dere Weiterbildungsmöglichkeiten bieten eine
Vielfalt an unterschiedlichen Ausbildungswe-
gen, Schwerpunkten, Inhalten und Lehrmetho-
den. Der derzeitige berufsorientierte Umbau der
Universitäten ist nicht nur zu ihrem Schaden,
sondern auch zum Nachteil der anderen Bil-
dungseinrichtungen.

Wir wollen die Vielfalt und Flexibilität im
Weiterbildungssystem zum Nutzen von Gesell-
scha, Forschung, Lehre und Wirtscha erhal-
ten.

Verhinderung von Studiengebühren

Jeder Mensch hat das Recht auf die Teilhabe an
der Gesellscha, auf Bildung und kulturelle Be-
tätigung. Finanzielle Zusatzbelastungen halten
vom Studieren ab.

Wir wollen daher die Einührung einer Studi-
engebühr ür Studierende in Schleswig-Holstein
verhindern und uns ür eine barriere- und kos-
tenfreie Bildung ür alle einsetzen.

Wissenschaftlichen Nachwuchs fördern

Ansätze zur Förderung des wissenschalichen
Nachwuchses werden leider o als Einladung
zum Sparen aufgefasst. Vor allem die Juniorpro-
fessur sowie die geplante Lehrjuniorprofessur
sind in der derzeitigen Form äußerst problema-
tisch. Insbesondere müssen die Zukunsaussich-
ten der Juniorprofessoren verbessert werden –
die Einührung eines »Tenure Track« nach US-
amerikanischem Vorbild mit der Weiterbeschäf-
tigung als Professor nach Ablauf der Juniorpro-
fessur als Regelfall wäre ein Ansatz.

Wir werden uns daür einsetzen, neue unbe-
fristete Hochschulstellen vor allem im Bereich
der wissenschalichen Mitarbeiter einzurichten.
Bestehende Lehrauräge an Schulen und Hoch-
schulen wollen wir angemessener als bisher ver-
güten und befristete in unbefristete Arbeitsver-
träge umwandeln.

Förderung Erwachsenenbildung

Wir wollen ein integratives Konzept »Lebens-
langes Lernen« auauen, das Volkshochschu-
len mit Schulen, Fachhochschulen, Berufsschu-
len, Universitäten und andere Bildungseinrich-
tungen zu einem Verbund der Erwachsenenbil-
dung effektiv zusammenührt. Vor allem ältere
Menschen in unserer Gesellscha dürfen nicht
vomGebrauch neuer Medien abgeschnien wer-
den, deshalb fordern wir hier ganz besonders
entsprechende Fortbildungsangebote.
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Familienfreundliche nachschulische
Bildung

Nachschulische Bildung (z.B. an berufsbilden-
den Schulen und Hochschulen, sowie Ausbil-
dungsbetrieben) soll familienfreundlicher gestal-
tet werden. Ausbildungs-, Studien- und Prü-

fungsordnungen sind gegebenenfalls so zu än-
dern, das Eltern- oder Pflegezeiten nicht zu ne-
gativen Auswirkungen aus formalen Gründen
ühren können. Aus- und Weiterbildung müssen
parallel zur Kindererziehung möglich sein.

Dazu muss z.B. die Kinderbetreuung in Betrie-
ben und an Hochschulen ausgebaut werden.
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8 Arbeit und Gesundheit
Der Mensch steht im Mittelpunkt
Freiheit hat auch mit dem Recht jedes Menschen zu tun, ein möglichst selbstbestimmtes Leben bis
ins hohe Alter zu ühren. Dazu ist man o auch auf die Solidarität anderer angewiesen. Deshalb
will die Piratenpartei, dass auch künig Gesunde ür Kranke, Arbeitende ür Arbeitslose, Jung ür
Alt und Alt ür Jung eintreten. So kann eine gerechte Gesellscha bestehen, die Freiheit ür jeden
ermöglicht.
Die Piratenpartei will, dass sich das Land Schleswig-Holstein in diesem Sinne auch bei der arbeits-,

sozial- und gesundheitspolitischen Gesetzgebung im Bundesrat einbringt.

Förderung von offenen
Arbeitsstrukturen

Wir setzen uns ür die Förderung von offe-
nen Arbeitsstrukturen wie Hackerspaces (von
Hacker und Space, engl. ür Raum) und Co-
Workingspaces ein. Es handelt sich dabei um of-
fene Räume ür die verschiedensten Berufsbe-
reiche, die von mehreren Gruppen oder Perso-
nen zum gemeinsamenArbeiten genutzt werden.
Als »Büro-WGs« speziell ür Heimarbeiter oder
Selbständige schaffen sie Mehrwert ür den Ein-
zelnen und die Gemeinscha.

Die so geschaffenen Möglichkeiten bieten ein
großes Innovationspotenzial. Dem Bürger wird
die Chance gegeben, seine sozialen und beruf-
lichen Talente im Austausch und in der Zu-
sammenarbeit mit anderen zu entfalten. Darüber
hinaus bieten sie offene Arbeitsstrukturen flexi-
ble Arbeitszeiten und stellen damit eineMöglich-
keit dar, Familie, Freizeit und Beruf in Einklang
zu bringen. Wir möchten die Bereitstellung von
leer stehenden Räumlichkeiten ür solche Pro-
jekte ördern.

Arbeitsmarktpolitik im Fokus des
Europäischen Sozialfonds

Wir leben in einer zunehmend automatisier-
ten Arbeitswelt, in der nicht mehr länger die
menschlicheArbeitskra imVordergrund stehen
kann, sondern dieWertschöpfung des Produktes.

Wir sind davon überzeugt, dass es genügend
»Arbeit« im Lande gibt, die nicht nur eine ande-
re Wertschätzung erfahren sollte, sondern auch
angemessen entlohnt gehört. Darüber hinaus er-
kennen wir die Potentiale der gut ausgebildeten
Generation 50plus und wollen sie sinnvoll ein-
setzen.

Wir setzen uns daher daür ein, dass Weiter-
bildungsmaßnahmen nach dem Credo des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) durchgeührt wer-
den, die gemäß Lissabon-Agenda zur Förde-
rung einer dynamischen und webewerbsähi-
gen wissensbasierten Wirtscha beitragen sol-
len.

Bisher werden aus diesem Fonds unzählige
Beschäigungsgesellschaen, sogenannte Bil-
dungsträger, Wohlfahrtverbände etc. bedient,
mit denen u.a. unsinnige Beschäigungspro-
gramme ür Langzeitarbeitslose geschaffen wer-
den, die dann mit den am Markt vorhandenen
Betrieben in direkten Webewerb treten. Die
Zuschüsse aus diesem ESF-Fonds betragen in
Schleswig-Holstein laut Landeshaushalt 2011/12
15,7 Mio Euro. Ob die Mielverwendung den
Auflagen der Lissabon-Agenda in oben genann-
ten Fällen gerecht wird, bezweifeln wir stark.

Wir setzen uns daür ein, dassWeiterbildungs-
maßnahmen unterbleiben, die nur der Begradi-
gung der Arbeitslosen-Statistik dienen.
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Begrenzung der Leiharbeit

Arbeitnehmerüberlassung ist ursprünglich ein
Instrument der Wirtscha, um Auragsspit-

zen zu bewältigen, wird aber zunehmend miss-
braucht.

In einzelnen Unternehmen stellen die Leihar-
beitskräe milerweile betriebsintern eine Art
Konkurrenz und Druckmiel gegen die Stamm-
belegscha dar und ersetzen diese sogar. In vie-
len Fällen werden langjährige Mitarbeiter in Un-
tergesellschaen ausgegliedert und zu schlechte-
ren Bedingungen »neu« weiterbeschäigt.

Leiharbeit sollte wegen ihres Missbrauchspo-
tenzials wieder begrenzt werden. Wir wollen,
dass das Land Schleswig-Holstein dazu eine ent-
sprechende Initiative im Bundesrat startet. Leih-
arbeiter sollen nicht eine billige Verügungs-
masse sein, mit der reguläre Beschäigte unter
Druck gesetzt werden können, sondern ür die
ihnen abverlangte Flexibilität mit einem Lohn-
zuschlag ab dem drien Monat entschädigt wer-
den.

Missbrauch von Praktika verhindern

Praktikanten sind nicht daür da, die Leistung ei-
nes Unternehmens zu erhöhen, sondern um ihr
Wissen und praktische Fähigkeiten zu erweitern.

Arbeitgeber, die Praktikanten als billige Ar-
beitskräe ausbeuten, verhalten sich nicht nur
unfair gegenüber den Praktikanten sondern auch
gegenüber ihren Mitbewerbern und den sozialen
Sicherungssystemen.

Darum wollen wir die Regelungen ür Prak-
tika verschärfen. Probezeit, Werkstudententätig-
keit und befristete Arbeitsverträge sind ausrei-
chende Werkzeuge des Arbeitsmarkts, um Be-
rufsanängern den Start in das Berufsleben zu er-
leichtern oder ein neues Arbeitsverhältnis zu er-
möglichen.

Missbrauch von staatlichen Zuschüssen
verhindern

Insbesondere im Niedriglohnbereich werden be-
fristete Arbeitsverträge bis zu 12 Monaten durch
EGZ (Eingliederungszuschuss ür Arbeitslose
aus dem Europäischen Sozialfonds) an den Ar-
beitgeber subventioniert.

Dies ührt zum einem zu Webewerbsverzer-
rung gegenüber den Mitbewerbern, die solche
Zuschüsse nicht erhalten. Auch ist immer wie-
der zu beobachten, dass nach Ablauf der 12mo-
natigen Förderung die Mitarbeiter nur entlassen
werden, damit ein neuer Förderzyklus mit »fri-
schen Mitarbeitern« beginnen kann.

Wir setzen uns entschieden daür ein, diese
Praxis zu unterbinden und fordern entsprechen-
de Nachbesserungen in der Agenda 2010.

Kosten durch unnötige Verbeamtung
reduzieren

Wir setzen uns ür die Anfertigung einer umfas-
sende Studie ein, die ermieln soll, welche Tä-
tigkeiten im öffentlichen Dienst eine Verbeam-
tung notwendig erfordern und welche Tätigkei-
ten von Angestellten erledigt werden können.

Keine sachgrundlosen Befristungen im
öffentlichen Dienst

Wir setzen uns daür ein, dass öffentlich-
rechtliche Arbeitgeber Arbeitsverhältnisse
nicht mehr sachgrundlos befristen dürfen. Die
öffentlich-rechtlichen Arbeitgeber sind zur Er-
üllung ihrer Aufgaben bereits aufgrund ihrer
Existenz verpflichtet und müssen daher hin-
reichend Personal hierür vorhalten. Zugleich
dürfen sie Rechtpositionen ohnehin nur wegen
eines sachlichen Grundes einschränken. Dieser
liegt jedoch bei der sachgrundlose Befristung
eben nicht vor. In Anbetracht der teils erheb-
lichen Nutzung der sachgrundlosen Befristung
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wird hierdurch vielen Arbeitnehmern eine si-
cherere Zukunsplanung nicht ermöglicht.

Bewegungsangebote für Menschen
außerhalb von Arbeitsprozessen

Wir setzen uns ür die Bewegungsangebote ür
Kinder und Jugendliche in allen pädagogischen
Einrichtungen, Erwachsenen an ihren Arbeits-
plätzen, sowie Studenten und Lehrenden an Uni-
versitäten ein. Sportanlagen sollten außerhalb
der planmäßigen Belegung durch Sportgruppen
ür selbst organisierte Sportaktivitäten geöffnet
werden. Kostenlose Sportangebote in öffentli-
chen Anlagen sollten geördert werden. Jeder
Mensch muss die Möglichkeit erhalten schwim-
men zu lernen. Wir setzen uns ür die Einrich-
tung und Erhalt von Schwimm- und Sportstäen
und Räumen ür freie Bewegung ein.

Gesundheit und Pflege auf kommunaler
Ebene

Wir setzen uns ür eine lokale Erstversorgung
durch Pflegekräe ein. In jeder Gemeinde soll-
te eine Pflegekra arbeiten, z.B. eine pro 1000
Einwohner. Sie soll immobile Menschen und Fa-
milien besuchen, und den Gesundheitszustand
und den Versorgungsbedarf ermieln. Sie ach-
tet darauf, dass die Person mit Medikamenten
und Hilfsmieln versorgt ist. Sie ist Schnistel-
le zwischen Angehörigen, Hausarzt, Gemeinde,
Physiotherapie und Pflegedienst. Sie besucht die
Menschen zu Hause auf Anfrage der Betroffenen
mit und ohne ärztlicheWeisung. Sie rechnet ihre

Leistung mit der Krankenkasse ab und erhält ein
Grundgehalt von der Gemeinde. Sie organisiert
Kurse in der Gemeinde zu emen wie Ernäh-
rung, Pflege, Medikamente, erste Hilfe u.v.m.

Wohnortnahe Versorgung der
Bevölkerung mit Hebammenhilfe

Wir setzen uns daür ein, dass Schwangere die
freie Wahl haben, wo sie ihr Kind bekommen
möchten. Zu diesem Zweck soll die zeitnahe und
regionale Erreichbarkeit einer Hebamme auch
in ländlichen Räumen sichergestellt werden. Die
umfasst die im Hebammengesetz (HebG §4) vor-
behaltene Tätigkeiten. Des weiteren soll der Ge-
bührenvertrag mit den Krankenkassen ausge-
weitet werden, um die wirtschaliche Absiche-
rung der Hebammen sicher zu stellen. Die ge-
setzlichen Regelungen ür die Leistung der Heb-
ammen an Versicherte gemäß Reichsversiche-
rungsordnung (§196 RVO) sollen in das Sozial-
gesetzbuch V überührt werden.

Erstbetreuung der Schwangeren durch
die Hebamme

Wir setzen uns ür eine primäre niedrigschwel-
lige und bedarfsgerechte Betreuung und medizi-
nische Versorgung in der Schwangerscha, wäh-
rend der Geburt bis zum Ende des ersten Le-
bensjahres des Kindes durch Hebammen ein. Die
Hebamme soll als Lotsin in allen Fragen um
Schwangerscha, Geburt und Stillen/Ernährung
fungieren. Sie übernimmt die Weiterleitung in
medizinische Behandlung bei Aureten von
Komplikationen (Regelwidrigkeiten).
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9 Sozialpolitik
Gerechter Interessenausgleich
Die Sozialpolitik der Piratenpartei hat die Verbesserung der wirtschalichen und sozialen Situation,
insbesondere benachteiligter gesellschalicher Gruppen, zum Ziel. Die Integration sozial schwäche-
rer Bevölkerungsgruppen stabilisiert die Gesellscha.
Die Piratenpartei erachtet die Absicherung der Bürger gegen Lebensrisiken wie Krankheit, Alter,

Unfall, Arbeitslosigkeit und Pflegebedürigkeit als eine der Kernaufgaben des Staates.
Regierungen, Parteien und Teile der Wirtscha verabschieden sich seit längerem schriweise von

den Errungenschaen des modernen Sozialstaates. Die Piratenpartei will nicht, dass Absicherungen,
die einstmals nicht ohne Grund staatlich garantiert waren, einseitigen wirtschalichen Interessen
geopfert werden. Wir wollen Menschen nicht auf der Strecke lassen und den sozialen Frieden nicht
der Gewinnmaximierung opfern.

Sozialer Wandel

Unsere Sozialsystememüssen sich an die in Folge
des demographischen Wandels veränderte Ge-
sellscha anpassen. Die Arbeitenden können die
Nicht-Arbeitenden nicht mehr vollständig unter-
stützen, die Jungen nicht mehr die Alten.

Innovative neue Modelle sind ür die Zu-
kun unerlässlich. Konzepte wie das BGE (be-
dingungsloses Grundeinkommen) können eine
mögliche Lösung darstellen.

Gewalt als gesellschaftliches Problem

Wir erachten Gewalt als ein gesamtgesellscha-
liches Problem. Wir lehnen es ab, Computer-
spieler zu kriminalisieren oder Computerspiele,
Paintball oder vergleichbare Freizeitaktivitäten
zu verbieten. (Siehe auch Kapitel 15, »Förderung
von Spielen als Kulturgut«.)

Stadessen wollen wir auf funktionieren-
de Familienstrukturen setzen, Medienkompetenz
ördern und Programme zur Gewaltpräventi-
on ausbauen. Pädagogisch-psychologische Fach-
kräe sollen flächendeckend in Schulen, Be-
ratungsstellen und Jugendzentren tätig werden
können. Die Kürzung der hierür zur Verügung
stehenden Miel im Doppelhaushalt 2011/12
muss rückgängig gemacht werden.

Jugendförderung

Den stetigen Rückzug des Landes aus der Fi-
nanzierung der Jugendarbeit wie auch aus der
landesweiten Förderung der Jugendmusik- und
Kunstschulen lehnen wir ab.

Wir wollen offene Jugendarbeit und die Ar-
beit der Jugendverbände in Schleswig-Holstein
unterstützen.

Rechte von Menschen mit Handicap
stärken

Wir setzen uns daür ein, dass die Ratifikation
der UN-Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen nicht nur ein symbo-
lischer Akt bleibt. Daher fordern wir die Rück-
nahme der im Doppelhaushalt 2011/12 beschlos-
senen Halbierung des Blindengeldes.

Öffentlicher Raum für alle

Wir wollen die Nutzungsmöglichkeiten des öf-
fentlichen Raums ür alle verbessern.

Zu einer lebendigen Innenstadt gehören ür
uns nicht nur Gewerbe, sondern auch öffentliche
Parks, Grün- und Freizeitflächen. Kleingewerb-
lich geprägte Innenstädte wollen wir in alität
und Funktion erhalten.
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Wir wollen die Nutzung öffentlicher Gebäude
durch Bürgervereinigungen, Vereine und Kultur-

gruppen ördern und uns ür entsprechende Ver-
besserungen in Nutzungs- und Haungsregelun-
gen einsetzen.
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10 Wirtschaftspolitik
Die Piratenpartei Schleswig-Holstein fordert eine ökologische und an den Bedürfnissen der Men-
schen ausgerichtete Wirtschaspolitik. Sie setzt sich ür fairen Webewerb, ür die Förderung von
Innovationen sowie gegen privatwirtschaliche Monopole und übermäßige staatliche Regulierung
der Unternehmen ein. Dabei stehen insbesondere kleine Betriebe im Fokus, die nicht nur Arbeits-
plätze schaffen, sondern auch erhalten.

Öffentlich Private Partnerschaften
ablehnen

Wir lehnen Öffentlich Private Partnerschaen
(ÖPP, auch bekannt als Public Private Part-
nerships, PPP) grundsätzlich ab.

Verträge, die Bund, Länder und Kommunen
mit Privatunternehmen schließen, müssen ür
die Volksvertreter, aber auch die sie wählenden
Bürger, kontrollierbar sein. Geheimverträge sind
nicht tolerabel. Der Schutz des Geschäsgeheim-
nisses eines Privatunternehmens darf nicht über
der staatlichen Pflicht zum transparenten Han-
deln stehen.

Es ist verlockend, sta einer einmaligen In-
vestition auf ein Leasingmodell zu setzen, bei
dem der aktuelle Haushalt dank der deutlich
kleineren sofort älligen Summe nicht blockiert
wird. Jedoch werden dadurch zukünige Haus-
halte auf Jahrzehnte belastet. Es kommt zu ei-
ner versteckten Verschuldung, die nicht in der
Bilanz auaucht. Wir setzen uns ür ein ver-
antwortungsvolles wirtschaliches Handeln ein,
und lehnen dieses Modell daher strikt ab.

Die Aufrechterhaltung einer grundlegenden
Infrastruktur ür Bildung, Gesundheit, Energie-
versorgung, Transport usw. ist Aufgabe des Staa-
tes. Eine weitere Privatisierung in diesen Berei-
chen sehen wir deshalb sehr kritisch.

Ziel ist es, dass eine Kommune ihre Infra-
struktur selber finanziert. Ist dies nicht mög-
lich, so gibt es immer noch Alternativen zur Fi-
nanzierung, die ebenfalls eine weitere Verschul-
dung der Kommunen verhindern. Eine Genos-
senscha von Bürgern, in der die Nutzer einer In-
frastruktur diese selber betreiben, ist eine solche

Alternative. Da das Ziel so einer Genossenscha
nicht die Gewinnmaximierung, sondern das Er-
üllen einer Funktion ist, arbeitet diese demokra-
tischer und sozial verträglicher als ein gewinn-
orientiertes Privatunternehmen.

Bürgschaften und Landeshaushalt

Seit der Verankerung der sogenannten »Schul-
denbremse« im Grundgesetz greifen die Fi-
nanzminister in Bund und Land sta direkter
Zahlungen verstärkt auf Bürgschaen zurück.
Bürgschaen erscheinen im Landeshaushalt erst
dann, wenn das Land als Bürge in Anspruch ge-
nommen wird und Zahlungen geleistet werden
müssen. Daher ist es der Landesregierung mög-
lich, gewaltige Risiken ür künige Haushalte
zu schaffen und dennoch einen verfassungsge-
mäßen Haushalt vorzulegen.

Wir setzen uns ür Transparenz im Landes-
haushalt ein und fordern die Auflistung aller
Bürgschaen des Landes im Haushalt, sowie die
regelmäßige Prüfung der Risiken im Finanzaus-
schuss des Landtags. Für erkannte hohe Risiken
müssen Rücklagen gebildet werden um zuküni-
ge Generationen nicht zu belasten. Für den Bun-
deshaushalt soll durch Schleswig-Holstein eine
entsprechende Initiative über den Bundesrat ein-
gebracht werden.

Subventionen überprüfen

Öffentliche Ausgaben, im besonderen Maße Sub-
ventionen, werden auf den Prüfstand gestellt.
Subventionen sollen nur dort eingesetzt werden,
wo wichtige Ziele anders nicht erreicht werden
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können. Darüber hinaus müssen alle Subventio-
nen degressiv angelegt oder enger als bisher zeit-

lich befristet sein und regelmäßig auf ihren Sinn
hin überprü werden.

Beendigung der Pflichtmitgliedschaft in
Kammern

Wir treten ür die Abschaffung der Zwangs-
mitgliedscha in einer Industrie- und Handels-
, Landwirtschas- oder Handwerkskammer ein.
Eine freiwillige Mitgliedscha bleibt von diesem
Ziel unberührt. Rechtsanwalts-, Notar- und Ärz-
tekammern sind von diesem Ziel nicht erfasst.

Für liberale Ladenschlussgesetze

Die liberalen Ladenöffnungszeitregelungen in
Schleswig Holstein, nach denen die Ladeninha-
ber an 6 Tagen in der Woche, außer Sonntags,
frei entscheiden können wann ihre Läden geöff-
net haben, sehenwir als einen richtigen Schri in
Richtung Freiheit und Eigenverantwortung. Wir
gehen jedoch einen Schri weiter. Auch Sonn-
tags sollen die Ladenöffnungszeiten freigegeben
werden.

Der sogenannte Schutz des Sonntags ist ur-
sprünglich religiös motiviert. Ob der Staat die
Sonntagsruhe festschreiben muss, ist nach un-
serer Sichtweise fraglich. Wir fordern auch den
Sonntag ür Gewerbetreibende frei zu geben.
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11 Steuerpolitik und Finanzen
Einfach ist besser
Die Piratenpartei versteht sichweder als »Steuersenkungs-« noch als »Steuererhöhungspartei«. Fakt
ist, dass wir ein gerechteres und transparentes Steuersystem benötigen, das unsere Infrastruktur
verbessert, damit unser Land auch weiterhin als araktiver Wirtschasstandort bestehen kann.
Das jetzige System der Steuergesetzgebung ist weder reformier- noch vermielbar und hat die

Folge, dass »Steuersparen« zu einem Volkssport geworden ist, so dass wir einen Schni und einen
Neuanfang wagen müssen.
Die Piratenpartei setzt sich daür ein, dass nicht nur bezahlte Lobbyisten derWirtscha und andere

Gruppen die Leitlinien der Politik und hier insbesondere das Steuersystem bestimmen. Gerade der
Bürger, das Volk als Souverän muss in Zukun mehr direkten Einfluss nehmen können.
Die Piratenpartei wird alles daran setzen, sich auf Kommunal-, Landes- und Bundesebene ür die

Etablierung eines einfachen verständlichen Steuersystems im Sinne des Landes stark zu machen.

Schuldenfreies Schleswig-Holstein

Ein Driel aller Einnahmen muss Schleswig-
Holstein an Banken und Finanziers weiterlei-
ten, allein um seine Schulden zu bedienen. Diese
Miel fehlen ür die Zukunsaufgaben unseres
Landes wie Bildung, was der Generationenge-
rechtigkeit widerspricht, ebenso wie ür soziale
Zwecke und andere Landesaufgaben. Außerdem
macht der Schuldenberg unser Land von Zins-
schwankungen und damit von Finanzmärkten
und Ratingagenturen abhängig. Die beschlosse-
ne Schuldenbremse ändert an diesen Problemen
nichts, sondern schließt lediglich ein weiteres
Anwachsen des Schuldenbergs aus.

Wir wollen Schleswig-Holstein zum Vorreiter
in Deutschland ür eine nachhaltige Staatsfinan-
zierung machen, indem wir die Schuldenbrem-
se durch einen Schuldenstopp ergänzen: Wir
wollen in der Landesverfassung festschreiben,
dass Schleswig-Holstein seine Schulden bis 2050
schriweise zurückzahlen muss. Indem wir die
bis 2020 infolge der Schuldenbremse ohnehin er-
forderliche Stärkung des Verhältnisses der Net-
toeinnahmen zu den Ausgaben des Landes fort-
setzen, verringern wir die Abhängigkeit des Lan-
des von den Finanzmärkten und erobern finanzi-
elle Gestaltungsspielräume ür die Zukun un-

seres Landes zurück.

Finanzierungsvorbehalt

Das Ziel eines schuldenfreien Schleswig-
Holsteins im Blick, stellen wir alle kostenverur-
sachenden Vorschläge in diesemWahlprogramm
unter den Vorbehalt, dass wir eine Gegenfinan-
zierung finden. Wohltaten auf Pump lehnen wir
ab.

Bürgerhaushalt für Schleswig-Holstein

Wirwollen, dass die Bürger denWeg zu einer zu-
kunssicheren Finanzierung des Landes mitbe-
stimmen können. Ein Bürgerhaushalt kann dazu
beitragen, den Willen aller Bürger zur Geltung
zu bringen und den Einfluss lautstarker Inter-
essengruppen zurückzudrängen, wobei die ein-
geschränkte Repräsentativität auch von Bürger-
haushalten zu berücksichtigen ist.

Mithilfe eines unter anderem über das Internet
zugänglichen Bürgerhaushalts wollen wir jedem
Schleswig-Holsteiner die Möglichkeit geben, zu
diskutieren und anzugeben, welche Prioritäten
er im Rahmen der finanziellenMöglichkeiten des
Landes setzen und welche Einnahmen oder Aus-
gaben er erhöhen oder kürzen würde. Auch teu-
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re Großvorhaben sollen so auf den Prüfstand ge-
stellt werden. Der Landtag soll sich mit den Er-
gebnissen des Bürgerhaushalts auseinander set-

zen und etwaige Abweichungen davon begrün-
den.

Neues Denken beim
Verschuldungsdilemma
Schleswig-Holsteins

Wir setzen uns daür ein, dass in der kommen-
den Legislaturperiode im Kieler Landtag ernst-
ha über die Einührung eines kommunalen In-
solvenzrechts diskutiert wird.

Nach den bisherigen gesetzlichen Regelungen
ist eine Insolvenz einer Kommunen oder eines
Bundeslandes schlichtweg nicht möglich.

Wir lehnen das sog. »Public Private Part-
nership« ab. Die etablierten Parteien halten die
in der Landesverfassung verankerte Schulden-
bremse ür ein adäquates Instrument, um die
Verschuldung Schleswig-Holsteins in den Griff
zu bekommen. Die sog. Schuldenbremse wird
u.a. zu einer extremen Ausweitung des »Pu-
blic Private Partnership« ühren. Die Idee der
Schuldenbremse, nämlich eine Schutzwirkung
ür kommenden Generationen und zur Erhal-
tung der Handlungsähigkeit des Staates zu er-
möglichen, kann die Schuldenbremse allerdings
nicht erreichen, wenn die Landespolitik weiter-
hin die Möglichkeit hat, durch willkürliche Kür-
zungen des Finanzausgleichs oder andere Ver-
schiebungen von Finanzlasten auf die Kommu-
nen zwar die Verschuldung des Landeshaushal-
tes zu begrenzen, andererseits aber die Verschul-
dung der Kommunen zu erhöhen. Genau diese
Gefahr ist in der Schuldenbremse zu sehen. Dem
Grunde nach wäre eine Verfassungsänderung
aufgrund der Verfassungsänderung zur Einüh-
rung der Schuldenbremse erforderlich, denn nur
so können die Kommunen vor der Finanzlas-
tenverschiebung vom Land auf sie geschützt
werden. Die Kommunen in Schleswig-Holstein
haen eine entsprechende Verfassungsänderung

vorgeschlagen, die bundesweit von den kommu-
nalen Landesverbänden im Deutschen Städte-
und Gemeindebund getragen wurde. Leider hat
die Landesregierung Schleswig-Holsteins kei-
nerlei Notwendigkeit gesehen, die Frage einer
angemessenen Finanzausstaung der Kommu-
nen zumGegenstand der Schuldenbremse zuma-
chen. Vielmehr wurde ein solches Ansinnen der
Kommunen zurückgewiesen.

Aus diesem Grunde betrachten wir die Schul-
denbremse in der Landesverfassung nicht ür
den einzig gangbaren Weg der Bewältigung der
Verschuldung des Landes Schleswig-Holsteins.

Außer dem Land stehen die Kommunen eben-
falls vor einem gewaltigen Schuldenberg, in
Schleswig-Holstein in Höhe von insgesamt 6,953
Mrd. Euro (Stand 31.12.2010). Wir berücksich-
tigen bei diesem Zahlenwert, dass die Statis-
tik als Gesamtschulden momentan (noch) nicht
den tatsächlichen Kommunalschuldenstand aus-
weist. Dies ist aus technischen Gründen bis-
her nicht möglich, da noch immer nicht alle
Schulden der Kommunen statistisch erfasst wer-
den. Das gilt etwa ür Rückstellungen wie Pen-
sionsverpflichtungen, Aufwendungen ür unter-
lassene Instandhaltungen, drohende Verluste aus
schwebenden Geschäen, Sanierung von Altlas-
ten usw…

Seit geraumer Zeit wird in der Wissenscha
die Möglichkeit der Schaffung eins Insolvenz-
rechts ür Kommunen diskutiert. Diese Diskus-
sion stößt in der Politik bisher auf taube Ohren,
dabei könnte ein kommunales Insolvenzrecht ei-
ne Art Befreiungsschlag ür zahlreiche Kommu-
nen in Schleswig-Holstein darstellen.Wir scheu-
en uns nicht davor, neue und unkonventionel-
le Wege zur Problemlösung zu gehen und hier-
zu gehört auch die Möglichkeit eines Insolvenz-
rechts ür Kommunen.

Reformierung des Rechnungswesens

Der Landeshaushalt wird maßgeblich durch
das verwendete Rechnungswesen bestimmt.
Schleswig-Holstein verwendet noch die Kamera-
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listik (Kameralbuchwesen), während der Groß-
teil der Kommunen und der Nachbar Hamburg

die Doppik (doppelten Buchührung) eingeührt
haben. Die Kameralistik bietet keinen Überblick
über den Ressourcenverbrauch, eine Kosten-
Leistungsrechnung kann nicht durchgängig im-
plementiert werden. Es erscheint zweifelha,
dass in Zeiten knapper Kassen das bisherige
Rechnungswesen den neuen Anforderungen ge-
wachsen ist. Darüber hinaus ist es wenig sinn-
voll, wenn Land und Kommunen in unterschied-
lichen Systemen wirtschaen. Wir beürworten
daher eine Reformierung des Rechnungswesens
mit der Zielrichtung, den Wechsel von der Ka-
meralistik zur Doppik umzusetzen.

Fraktionsfinanzierung begrenzen

In Anbetracht immer mächtiger werdender Re-
gierungen wollen wir die Rolle der Bürger und
ihrer Vertreter im Landtag bei der Gesetzge-
bung und der Kontrolle der Landesregierung
stärken. Dies bedingt eine ausreichende Finan-
zierung der Parlamentsarbeit. Eine Selbstbedie-
nung der Fraktionen durch ständige, intranspa-
rente Mielerhöhungen lehnen wir demgegen-
über ab. In Zeiten steigender Landesschulden
und den Bürgern zugemuteter Mielkürzungen
muss auch die Politik ihren Einsparbeitrag leis-
ten.

Entsprechend der Vorschläge des Bundes der
Steuerzahler wollen wir die Höhe der Geld- und
Sachzuwendungen an Fraktionen im Fraktions-
gesetz festschreiben. Die Geldzuwendungen sind
in Form eines festen Grundbetrags pro Frakti-
on und eines degressiv bemessenen Mehrbetrags
pro Fraktionsmitglied festzulegen. Um eine öf-
fentliche Kontrolle zu ermöglichen, wollen wir
die Fraktionen zudem verpflichten, am Ende je-
des Jahres eine differenzierte Aufstellung ihrer
einzelnen Einnahme-, Ausgaben-, Vermögens-
und Schuldpositionen zu veröffentlichen.

Wir wollen der Praxis ein Ende setzen, dass
überfinanzierte Fraktionen aus Steuermieln ho-

he Guthaben anhäufen, während sich das Land
immer tiefer verschuldet. Nicht mehr als 10 Pro-
zent der in einem Jahr gewährten Fraktionsmiel
sollen in das Folgejahr übertragen oder zurück-
gelegt werden dürfen. Solche Rücklagen sind bis
zur Inanspruchnahme unverzinslich bei der Lan-
deskasse zu hinterlegen. Die missbrauchsanäl-
ligen Fraktionsausgaben ür Öffentlichkeitsar-
beit und Veranstaltungen wollen wir auf 10 Pro-
zent der zugewiesenen Fraktionsmiel begren-
zen. Weil die Arbeit der Fraktionen voll von den
Bürgern finanziert wird, wollen wir Zuwendun-
gen von Fraktionen an Drie und von Drien an
Fraktionen verbieten. Die verfassungswidrigen
Zulagen an die parlamentarischen Fraktionsge-
schäsührer, die das Bundesverfassungsgericht
schon vor Jahren als Verstoß gegen den Grund-
satz der Gleichbehandlung aller Abgeordneten
verboten hat, wollen wir abzuschaffen.

Verbesserte Steuerprüfung

Den öffentlichen Haushalten gehen durch Steu-
erbetrug Milliarden an Einnahmen verloren,
da Steuerhinterziehung häufig nicht aufgedeckt
und geahndet wird. Neben dem Personalman-
gel bei der Bekämpfung von Steuerhinterziehung
sind daür auch die kurzen Prüfzeiten verant-
wortlich, zu denen die Betriebsprüfer angehalten
sind.

Wir setzen uns daür ein, dass Steuerprüfer
wirklich unabhängig arbeiten können. Die Prüf-
zeiten sollen in Großbetrieben ausgeweitet wer-
den, um eine ausreichende Prüfung zu gewähr-
leisten. Die Umsatzsteuerprüfungen sollen durch
Bereitstellung von Steuerprüfern des Landes ge-
stärkt werden. Bereits existierende Zusagen und
Vereinbarungen mit dem Bund sollen konse-
quent umgesetzt werden.

Elektronische Steuererklärung (ELSTER)

Die Anwendung »ElsterFormular« ür die elek-
tronische Einkommenssteuererklärung ist bisher
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nur mit Windows nutzbar. Wir wollen, dass An-
gebote wie ELSTER systemunabhängig ür al-
le Bürger bereitgestellt werden. Wenn Soware
von allen Steuerzahlern finanziert wird, muss sie
auch von allen genutzt werden können und unter
einer freien Lizenz verügbar sein.

Ankauf von Steuer-CDs

Wir lehnen den Ankauf von Hinweisen auf
Steuerhinterziehung durch die öffentliche Hand
strikt ab. Stadessen fordern wir eine qualifizier-
te und personell ausreichend ausgestaete Steu-
erfahndung und -prüfung.

46



Landeswahlprogramm 2012

12 Umweltschutz
Grundlagen für eine gesunde Zukunft
Die Umwelt- und Naturschutzpolitik des Landes Schleswig-Holstein leidet darunter, dass sie allzu
häufig einseitig kurzsichtigen Wirtschasinteressen unterworfen wird – zum langfristigen Nachteil
der Wirtscha selbst. Denn inzwischen hat sich gezeigt, dass auf lange Sicht gerade die Industrien
erfolgreich sind, die innovative Umwelechniken und umweltgerechte Produkte entwickeln oder
in ihren betrieblichen Abläufen nutzen. Diese Entwicklung will die Piratenpartei durch ihre Politik
weiter unterstützen.

Intakte Umwelt ist Grundrecht

Das Recht auf sauberes Wasser, saubere Lu,
vitale Böden und einen gemeinschalichen Zu-
griff auf Naturressourcen ist Teil der universel-
len Menschen- und Bürgerrechte, in Deutsch-
land auch abgedeckt durch das Grundgesetz Art.
2, auch ür kommende Generationen. Überzoge-
ne Regulierungen im Interesse von Verwaltung
oder Industrie, mit dem vorgeschobenen Argu-
ment des Umweltschutzes, lehnen wir jedoch ab.

Naturschutzpolitik

Naturschutz darf nicht nur als planerisches Hin-
dernis bei der Wirtschasörderung empfunden
werden, sondern ist elementarer Bestandteil der
Erhaltung unserer Lebensgrundlage. Für unwi-
derruflich zerstörte Naturräume müssen Aus-
gleichsflächen geschaffen werden. Man darf sie
nicht in Ausgleichszahlungen ummünzen. Na-
turschutzpolitik ist auch Ländersache und darf
nicht fast ausschließlich mit EU-Mieln bestrit-
ten werden.

Nachhaltigkeit und Beständigkeit

Wir stehen ür die Entwicklung einer zukuns-
ähigen Gesellscha, die natürliche Ressourcen
so nutzt und bewahrt, dass diese auch den nach-
folgenden Generationen zur Verügung stehen
und der Artenreichtum unseres Planeten dauer-
ha erhalten bleibt.

Ein verantwortungsvoller Umgang mit den
Naturressourcen ist dringend erforderlich. Bei
nachwachsenden Ressourcen müssen Verbrauch
und Regeneration im Gleichgewicht sein und
bei nicht nachwachsenden ist eine Kreislaufwirt-
scha oberstes Ziel.

Mehr Transparenz und
Bürgerbeteiligung

Viele der heutigen Umweltprobleme – vom
Schrumpfen der Artenvielfalt bis zum Versagen
bei der Atommülldeponierung – sind auch das
Resultat einer Ohnmacht der Bürger gegenüber
den Interessen immer stärker mit dem Staat ver-
flochtener Wirtschaskräe. Daher fordern wir
auch beim ema Umwelt mehr Transparenz
im Handeln von Regierungen und Unternehmen
und eine stärkere Beteiligung der Bürger an po-
litischen Entscheidungsprozessen. Der freie und
nutzerfreundliche Zugang zu Umweltinforma-
tionen ist eine wichtige Voraussetzung hierür
und muss weiter verbessert werden.

Ausbau des
Landesumweltinformationsgesetzes

Das Umweltinformationsgesetz soll weiterent-
wickelt werden zur Grundlage einer umfassen-
den Dienstleistung ür Bürger. Umweltinforma-
tionen sind nach unserer Auffassung eine Bring-
schuld: Behörden müssen daür geeignete Infor-
mationen von sich aus und nicht erst auf Anfra-
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ge bereitstellen. Die Veröffentlichung muss da-
bei unter freien Lizenzen und in offenen Da-
teiformaten erfolgen. Bürger sollen auf einem

Portal mit übergreifenden Suchfunktionen einfa-
chen Zugang zu diesen Daten erhalten.

Vernetzte Umweltpolitik

Wir setzen uns ür eine Umwelt- und Natur-
schutzpolitik ein, die mit allen Politikbereichen
vernetzt ist. Der Tendenz der Landesregierung,
Umweltpolitik einseitig mit der Wirtschasör-
derung oder der Förderung der Atomenergienut-
zung zu verbinden und diesen unterzuordnen,
treten wir entschieden entgegen. Umweltpolitik
ist erfolgreicher, wenn die Interessen verschiede-
ner gesellschalicher Gruppen und das Zusam-
menspiel unterschiedlicher Politikbereiche be-
rücksichtigt werden. Dazu gehört insbesondere
die Verbindung der Umwelt- und Naturschutz-
politik mit Fragen des gesellschalichen Zusam-
menlebens, der Gesundheitspolitik, der Land-
wirtscha und der Energiewirtscha.

Verbandsklagerecht

Schleswig-Holstein ist eines der wenigen Bun-
desländer, das in seinem Landesnaturschutzge-
setz kein Verbandsklagerecht ür Umweltverbän-
de enthält¹. Schon mit dem Bundesnaturschutz-
gesetz von 2002 und verbessert mit dem von 2010
ist die Verbandsklage zwar auch bei uns möglich,
jedoch nur bei Klageanlässen, die den Bund be-
treffen.

Wir möchten das Verbandsklagerecht im Lan-
desnaturschutzgesetz einühren, um die Ein-
flussmöglichkeiten vonUmweltschutzverbänden
zu stärken.

Umweltgerechte Mobilität

Energieeffiziente, emissionsarme und raumscho-
nende Mobilität im Interesse der Gesundheit Al-
ler ist ein wesentliches Ziel unserer Umweltpoli-
tik. Wir setzen uns ür die Förderung von inner-
städtischem ÖPNV und regionalem (landeswei-
tem) Nahverkehr ein.

Lichtverschmutzung

Der Himmel gehört allen, auch bei Nacht. Und
damit das so bleibt, fordern wir eine landesweite
Einschränkung von vermeidbaren Lichtemissio-
nen². Eine Ausnahmeregelung ür Veranstaltun-
gen und Kunstprojekte muss missbrauchssicher
gestaltet werden.

Auch die Lichtüberflutung der ausserstädti-
schen Landscha möchten wir im Interesse der
Umwelt im Sinne des natürlichen Tages- und
Nachtrhythmus von Tier, Mensch undNatur ver-
mindern.

Freier Zugang zu Naturschönheiten,
Erholung in freier Natur

Wir setzen uns daür ein, dass die Landesverfas-
sung Schleswig-Holsteins dahingehend erwei-
tert wird, dass der Genuss der Naturschönheiten
und die Erholung in der freien Natur, insbeson-
dere das Betreten von Wäldern, Stränden, Küs-
tenabschnien und Flussgebieten sowie das Be-
fahren der Gewässer und die Aneignung wild-
wachsender Waldfrüchte in ortsüblichem Um-
fang jedermann unentgeltlich gestaet und ohne
Personenkontrollen möglich ist. Dabei wird je-
dermann verpflichtet, mit Natur und Landscha
pfleglich umzugehen und dabei die bestehen-
den naturschutzrechtlichen Bestimmungen ein-
zuhalten. Das Land und die Gemeinde sind be-
rechtigt und verpflichtet, der Allgemeinheit die
Zugänge zu den Meeren, den Seen, den Flüssen

¹Siehe PM des Ministerium ür Landwirtscha, Umwelt und ländliche Räume: hp://www.schleswig-
holstein.de/MLUR/DE/Service/Presse/PI/2009/1209/MLUR_091216_Tierschutzverbandsklagerecht.html

²hp://www.hellenot.org/
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und sonstigen landschalichen Schönheiten frei-
zuhalten und allenfalls durch Einschränkungen
des Eigentumsrechtes freizumachen sowie Wan-

derwege und Erholungsparks anzulegen.
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13 Landwirtschaft
Tradition mit Zukunft
Die Landwirtscha spielt im traditionell strukturschwachen Schleswig-Holstein eine große Rolle,
nicht nur in der räumlichen Gestaltung, sondern auch als ein Wirtschasfaktor. Nur eine nachhal-
tige Landwirtscha wird der gesellschalichen Verantwortung und den damit verbundenen Anfor-
derungen gerecht werden.

Biodiversität

Wir setzen uns ür die Erhaltung und Förderung
der biologischen Vielfalt ein. Dazuwollenwir die
Biotopvernetzung ördern. Durch eine entspre-
chende Gestaltung der Flächennutzung werden
isolierte Biotope durch Grünbrücken (z.B. Knicks
und Redder), Wassernetze oder zusätzliche We-
ge ür Pflanzen und Tiere verbunden. Dabei soll
auf landschaliche Vielfalt sta auf monokultu-
relle Nutzung gesetzt werden. Die Knicks sind
landschasprägend ür Schleswig-Holstein und
damit als Kulturgut anzusehen. Der Schadstoffe-
intrag aus Industrie, Verkehr und Landwirtscha
in natürliche Lebensräume muss reduziert wer-
den. Gerade in Schleswig-Holstein kommt dem
Schadstoffeintrag aus der Landwirtscha eine
besondere Bedeutung zu.

Schleswig-Holstein als gentechnikfreie
Region

Schleswig-Holstein war im Jahr 2003 Grün-
dungsmitglied des »Europäischen Netzwerks
gentechnikfreier Regionen«¹, ist aber nach der
Landtagswahl 2005 wieder ausgetreten. Wir set-
zen uns daür ein, dass neben den zur Zeit
bestehenden gentechnikfreien Regionen (Amt
Wensin, Herzogtum Lauenburg, Pellworm und
Stormarn), das Land Schleswig-Holstein dem
Netzwerk wieder beitri und ganz Schleswig-
Holstein eine gentechnikfreie Region wird.

Gentechnologie in der Landwirtschaft

Naturressourcen gehören allen. Patente auf
Pflanzen und Tiere blockieren die Entwicklung
der Wirtscha, die Zugänglichkeit des Wissens
und den allgemeinen Fortschri der Menschheit
zugunsten von Einzelinteressen. Bisher haet
bei Schäden, die durch gentechnisch veränder-
tes Saatgut entstehen, der Landwirt. Wir fordern
auch hier das dringend notwendige juristische
Prinzip der Beweislastumkehr. Freilandversuche
mit gentechnisch veränderten Pflanzen/Tieren
lehnen wir auf Grund erwiesener Unbeherrsch-
barkeit ab. Wir setzen uns ür die Erhaltung,
Sammlung, Pflege und Weiterentwicklung tra-
dierter Sorten in Saatgutdatenbanken ein. Ent-
sprechend auch ür die Erhaltung alter Nutztier-
rassen.

Industrielle Tierproduktion

Viele Wissenschaler fordern ein Ende der Mas-
sentierhaltung in Deutschland. Preise von un-
ter 30 Cent ür 100g Schweinefleisch sind ein
Preisdumping, das Lebensmielkeen nur bie-
ten können, weil die Fleischindustrie auf Kosten
der Tiere produziert. Daraus resultieren desola-
te Haltungsbedingungen ür die Tiere und nicht
hinnehmbare Arbeitsbedingungen ür die Land-
wirte.

Industrielle Tierproduktion ist nur deshalb
möglich, weil Antibiotika und andere Medika-
mente präventiv eingesetzt werden. Die dadurch
verursachte Bildung resistenter Erreger stellt im-

¹hp://www.navdanya.org/campaigns/gmo-free?start=1
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mer mehr eine Gefahr ür die Gesundheit der
Bevölkerung dar. Doch auch die Gesundheit der
Tiere wird akut geährdet, wie BSE und die mas-
sive Zunahme von chronischem Botulismus bei
Rindern zeigen.

Wir unterstützen eine verantwortungsbe-
wusste und ressourcen-schonende Landwirt-
scha, die gesunde Produkte hervorbringt und
den Landwirten ein faires Einkommen ver-
scha.

Chronischen Botulismus als Tierseuche
anerkennen

In den letzten Jahren tri die Rinder-Krankheit
Chronischer Botulismus, auch Faktoren-
Erkrankung genannt, immer häufiger auf. Nicht
nur Tiere erkranken, sondern auch Landwirte
und deren Familien.

Wir setzen uns daür ein, dass Chronischer
Botulismus als Tierseuche anerkannt wird. Botu-
lismuskranke Tiere sollen nicht mehr in die Nah-
rungskee gelangen dürfen.

Der von Wissenschalern genannte Zusam-
menhang von Botulismus und glyphosathaltigen
Unkrautvernichtern wie RoundUp soll herstel-
lerunabhängig erforscht und solche Miel sollen

nötigenfalls vom Markt genommen werden.

Landwirtschaftsgemeinschaftshöfe
fördern

Hauptaufgabe der Landwirtscha ist es, dieMen-
schen mit gesunder Nahrung zu versorgen.

Dieser Aufgabe wird sie immer weniger ge-
recht. Der Flächenverbrauch sogenannter En-
ergielandwirte în Schleswig-Holstein ührt zu
stark steigenden Pachtpreisen, die einen wirt-
schalichen Anbau von Nahrungs- und Fuer-
mieln erheblich erschweren.

Wir setzen uns daür ein, die Rahmenbedin-
gungen ür die Bäuerliche Landwirtscha deut-
lich zu verbessern. Wir unterstützen ausdrück-
lich Landwirtschasgemeinschashöfe und Pro-
jekte wie die CSA-Bewegung (Community Sup-
ported Agriculture) und deren französisches
Pendant AMAP (Verbrauchervereinigung ür die
Beibehaltung der bäuerlichen Landwirtscha).

Auf ür den Anbau von Nahrungsmieln ge-
eigneten Böden sollen diese auch bevorzugt an-
gebaut werden. Der Anbau von sogenannten En-
ergiepflanzen ür Biogasanlagen auf solchen Flä-
chen soll vermieden werden.
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14 Energiepolitik
Grundversorgungen sichern
Die Energieerzeugung ist in Schleswig-Holstein ein wichtigerWirtschasfaktor. Heute werden rech-
nerisch bereits mehr als 40% des Stromverbrauchs des Landes aus regenerativenellen erzeugt. Die
Piratenpartei will diesen Anteil noch erhöhen und dabei besonderes Augenmerk auf Umwelt- und
Naturschutzaspekte legen.

Regenerative Energien

Um in Zukun weniger von konventionellen En-
ergieträgern abhängig zu sein, streben wir ei-
ne deutliche Erhöhung des Anteils regenerativer
Energien sowohl im Strom- als auch im Wärme-
markt an. Bei der Stromerzeugung wollen wir
durch verstärkte Forschungsanstrengungen im
Bereich der erneuerbaren und umweltverträg-
lichen Energiegewinnung durch zum Beispiel
Sonne, Wind, Wasser und Geothermie Verbesse-
rungen erreichen und die Gesamtkosten hierür
weiter senken.

»Green IT« (Grüne Informationstechnik)

Wir wollen ressourcen- und energiesparende
Technologien im IT- und Kommunikationsbe-
reich ördern. Zudem soll durch den intelligen-
ten Einsatz von IT auch in anderen Bereichen die
Energieeffizienz erhöht werden.

Verbot des generellen Einsatzes von
Biosprit

Wir wollen ein Verbot der standardmäßigen Bei-
mischung von »Bio-Ethanol« oder Speiseölen
in Krastoffe erreichen, um die negativen Aus-
wirkungen auf die Struktur der Landwirtscha
im In– und Ausland und die Preistreiberei bei
Grundnahrungsmieln gerade in der 3. Welt zu
beenden.

Die Verwendung von Nahrungsmieln als
Krastoffersatz ist ein völlig untauglicher Ver-
such, die CO₂-Emissionen des Straßenverkehrs

zu senken.
Zudem verzögert und behindert die massive

Förderung dieses Ersatzkrastoffes ür Verbren-
nungsmotoren die Entwicklung und Marktein-
ührung neuer Technologien.

Die Verwendung von Agrotreibstoffen ist nur
mit Ausnahmegenehmigungen zu gestaen, um
eine Nutzung echter Abälle zu ermöglichen.

Wir wollen nicht nur das sofortige Ende des
E10-Experiments, sondern E0.

Energieeinsparung

Wir wollen Energie- und Ressourceneinsparung
ohne Verringerung der Lebensqualität, beispiels-
weise durch Wärmedämmung an daür geeigne-
ten Gebäuden, intelligente Steuerung des Ener-
gieeinsatzes inGebäuden, in der Straßenbeleuch-
tung und im Straßenverkehr, Stärkung des öf-
fentlichen Nah- und Fernverkehrs und intelli-
gente Techniken in der Produktion.

Netzneutralität bei Energienetzen

Um ür erneuerbare Energien einen diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu garantieren, der nicht
durch Monopolinteressen beeinflusst wird, stre-
ben wir eine eigentumsrechtliche Entflechtung
der Energienetz-Infrastruktur an.

Intelligente Stromnetze

Intelligente Stromnetze können helfen, Lastspit-
zen zu vermeiden und das Verbrauchsverhalten
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des Endkunden intelligent an das aktuelle Strom-
angebot und den -preis anzupassen. Dabei ist je-
doch der Datenschutz zu beachten. Eine indivi-
duelle Erfassung und Speicherung des Stromver-

brauchsverhaltens der Bevölkerung lehnen wir
ab.

Kostentransparenz

Traditionelle Energiegewinnung erzeugt unter
anderem durch Umweltschädigung und Lage-
rung von Abällen sogenannte Ewigkeitskosten.
Bei der Bewertung neu zu errichtender Anla-
gen müssen diese Kosten ür jeden Bürger trans-
parent mit in die Rechnung einbezogen werden
und dürfen nicht später auf den Steuerzahler ab-
gewälzt werden. Schäden und Ewigkeitskosten
müssen zu Lasten der Krawerksbetreiber ge-
hen. Ist die zukünige Finanzierung dieser Kos-
ten nicht abgesichert, darf ein solches Krawerk
nicht gebaut werden.

Risikobewertung

Die Bewertung der Risiken sämtlicher Formen
der Energiegewinnung muss auf eine einheit-
liche Basis gestellt werden. Zur Absicherung
sämtlicher damit verbundenen Gefahren und
eventueller Langzeitfolgen soll eine Hapflicht-
versicherung ür sämtliche Energiegewinnungs-
formen vorgeschrieben werden. Derzeit ist bei-
spielsweise bei Atomkrawerken die Höhe ei-
nes möglichen Schadensersatzes begrenzt, wo-
durch das Haungsrisiko letztlich beim Steuer-
zahler liegt. Diese Marktverzerrung lehnen wir
ab.

Mindestwirkungsgrad für neue
Kraftwerke

Für neue oder zu modernisierende Krawerke,
die ihre Energie aus fossilen Energieträgern be-
ziehen, soll ein dem Stand der Technik entspre-
chender Wirkungsgrad vorgeschrieben werden.

Damit wird erreicht, dass nur dann Großkra-
werke entstehen, wenn deren Abwärme sinnvoll
genutzt werden kann.

Dezentrale Energieversorgung

Ein wichtiges Merkmal zeitgemäßer Energiepo-
litik ist die Dezentralisierung der Energieerzeu-
gung. Die Abhängigkeit von Großkrawerken
kann überwunden werden durch lokale Energie-
gewinnung aus umweltfreundlichenellen. Da
eine stärkere Dezentralisierung der Strom- und
Wärmeerzeugung eine angepasste Infrastruktur
voraussetzt, sind neue Speicher- und Vertei-
lungstechnologien nötig. Wir werden deren Ent-
wicklung und Einsatz verstärkt ördern.

Kommunale Energieversorgung

Wir setzen uns ür ein Landesprogramm ein, das
Anreize zur energiewirtschalichen und Klima-
bezogenen Stärkung der Kommunen bietet. Es
soll den Kommunen Instrumente an die Hand ge-
ben, mit denen Belastungen in allen Emissions-
und Eingriffsbereichen (Abgase, Lärm, Licht, Bo-
denversiegelung) reduziert werden können. Im
kommunalen Bereich wollen wir öffentliche Ge-
bäude enger mit der Energiegewinnung verbin-
den. Das Ziel ist dabei, den Eigenverbrauch zu
decken und Überschüsse ins öffentliche Netz ein-
zuspeisen.

Dezentrale Wasserkraft

Den nicht nur ür Schleswig-Holstein typischen
traditionellenWassermühlenwurden in den letz-
ten Jahrzehnten von den Wasserbehörden syste-
matisch die Staurechte entzogen. Die Stauweh-
re wurden teils zerstört und durch unnötig brei-
te Fischtreppen ersetzt. Den Müllern wurde da-
mit ihre Existenzgrundlage genommen. Wir for-
dern die Rückgabe der Staurechte an die Müller
und die Förderung der Reparatur der Stauwehre.
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Dort, wo die Müller dies nicht mehr leisten kön-
nen, sind die Staurechte an Energieversorgungs-
unternehmen mit entsprechenden Auflagen zur
dezentralen Versorgung zu vergeben.

Trinkwasserversorgung

Die Trinkwasserqualität in Schleswig-Holstein
muss verbessert werden. Sie ist permanent von
unabhängigen Instituten zu kontrollieren und
die Ergebnisse sind vierteljährlich interpretiert
den Kunden mitzuteilen. Wir wollen, dass Roh-
wasserbrunnen vor Vergiung, zum Beispiel
durch Schadstoffeintrag aus Lu, Boden oder
Rohrleitungen geschützt werden. Wo dies nicht
gewährleistet werden kann, ist durch Filterung
zu reinigen. Wir wollen außerdem, dass Trink-
wasser nur dort verwendetwird, wo es nicht zum
Beispiel durch Regenwasser ersetzbar ist.

Wir wollen, dass Wasserwerke von privaten
Interessen unabhängig sind. Wasserrechte dür-
fen generell nicht privatisiert werden.

CO2-Speicherung

Wir sprechen uns ausdrücklich gegen die Spei-
cherung von Kohlendioxid im Boden und in

Nord- und Ostsee aus. Mögliche Schäden ür
die Umwelt sind weder abschätzbar noch aus-
reichend erforscht. Wir lehnen den Einsatz un-
ausgereier Techniken – und die in diesem Fall
damit verbundene indirekte Förderung von Koh-
lekra – ab und sprechen uns stadessen ür
die Einschränkung CO₂-produzierender Energie-
erzeugung aus.

Kernenergie

Wir halten die Risiken der Energiegewinnung
durch Atomenergie im Vergleich zumNutzen ür
vollkommen unverhältnismäßig und wollen die
schnellstmögliche Stilllegung aller schleswig-
holsteinischen Kernkrawerke bewirken.

Darüber hinaus wollen wir, dass bei der Lage-
rung nuklearer Abälle höchstmögliche Sicher-
heit angestrebt wird.

Kohlekraftwerke

Wir sprechen uns gegen den Neubau von Kohle-
krawerken aus.
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15 Kultur
Kein Privileg für wenige
Mit den heutigen und künigen Mieln digitaler Techniken kann Kulturgut in Museen, Archiven,
Sammlungen und Bibliotheken verstärkt flächendeckend erfasst und allgemein zugänglich gemacht
und damit verbreitet werden. Gleichzeitig kann so auch langfristig Kulturgut archiviert werden –
bei allen Problemen, die in diesem Bereich noch zu lösen sind. Die Piratenpartei unterstützt dement-
sprechend regionale, überregionale und europaweite Projekte zur Kulturgutsicherung.
Die einmalige Chance, mithilfe neuer Techniken und Medien Kunst und Kultur möglichst allen

Bürgern zugänglich zu machen, sollte genutzt werden. Dabei beschränkt sich der Kulturbegriff nicht
nur auf die traditionellen Sparten, sondern schließt ausdrücklich neue Bereichewie Video- und Com-
puterspiele als Kulturgut mit ein.
Die Piratenpartei setzt sich daür ein, dass Einsparungen in den öffentlichen Haushalten nicht zu

Lasten von Bildung und Kultur gehen.

Teilnahme am kulturellen Leben für alle

Wir wollen, dass alle Menschen am kulturellen
Leben teilhaben können. Bei der Förderung kul-
tureller Einrichtungen soll darauf geachtet wer-
den, dass diese möglichst barrierefrei gestaltet
werden und verstärkt freie Kulturangebote un-
terstützt werden. Um die Sammlung, Vermi-
lung und Erhaltung vonKulturgut dauerha leis-
ten zu können, ist es erforderlich, langfristig die
dazu benötigten Finanzmiel zur Verügung zu
stellen.

Digitalisierung von Kulturgut

Wir setzen uns ür eine langfristige Sicherung
des Kulturerbes durch Entwicklung technologi-
scher Konzepte ein. Die digitale Erfassung und
Verbreitung des kulturellen Erbes bedeutet eine
Stärkung des Kultur- und Wirtschasstandortes
durch Verügbarmachung der Kulturschätze des
Landes. In webbasierten Datenbanken sollen die
Ergebnisse der Bevölkerung bekannt und nutz-
bar gemacht werden. Dazu bedarf es auch einer
konsequentenWeiterentwicklung vonWerkzeu-
gen und Vokabularen zum Wissensmanagement
und Datenaustausch. Wir unterstützen daher
nachdrücklich das genossenschaliche Projekt

digiCULT-Verbund eG zur Erfassung, Bewah-
rung und Verbreitung von Kulturgut und die In-
itiativen der Deutschen Digitalen Bibliothek und
von EUROPEANA. Wir setzen uns daür ein,
dass sich Schleswig-Holstein bei diesen nicht-
kommerziellen Projekten langfristig engagiert.

Jugendschutz

Wir möchten bewährte Mechanismen zum Ju-
gendschutz erhalten und sie ür das digitale
Zeitalter, in dem die Grenze zwischen Anbie-
ter und Konsument verschwimmt, weiterentwi-
ckeln. Zusammen mit den Bildungseinrichtun-
gen, den Erziehungsberechtigten und vor allem
auch mit betroffenen Kindern und Jugendlichen
wollen wir neue Lösungen finden. Eine Bevor-
mundung volljähriger Personen im Namen des
Jugendschutzes lehnenwir ab. Jede Form von Re-
gulierung muss inhaltlich schlüssig begründet,
praktikabel und auf Kinder und Jugendliche ein-
geschränkt sein. Der freie Zugang zu Kunst und
Kultur muss gewährleistet bleiben. Zur kulturel-
len Vielfalt zählen dabei ausdrücklich auch Com-
puterspiele.
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Förderung von Spielen als Kulturgut

Video- und Computerspiele, klassische Spiele
wie Bre-, Karten- sowie Rollenspiele, das elek-
tronisch unterstützte Geocaching und Sportspie-
le wie beispielsweise Paintball sind Kulturgüter
und sollten als solche geördert werden. Spielen
ördert unabhängig vom Medium stets Lernpro-
zesse und Kommunikation, Vernetzung und so-
ziale Interaktion. Da sich viele Aufgaben im Spiel
nur im Team lösen lassen, ördern sie mit Füh-
rungskompetenz und Teamähigkeit die ali-
täten, die im Arbeitsleben des 21. Jahrhunderts
von essentieller Bedeutung sind. Spiele werden
nicht nur von Kindern und Jugendlichen, son-
dern auch von Erwachsenen als Freizeitaktivi-
tät wahrgenommen. Sowohl Video- und Compu-
terspiele als auch Actionsportarten sind längst
in der Mie der Gesellscha angekommen. Die
Nutzung moderner Medien baut soziale sowie
nationale Grenzen ab und ördert mit Online-
Spielen das gegenseitige Verständnis. Video- und
Computerspiele ermöglichen es zudem Künst-
lern, neue Ausdrucksformen jenseits der klassi-
schenMedien zu finden. Sie bedürfen daher auch
der Anerkennung als Kunstform.

Wir lehnen eine Stigmatisierung von eSport
und Computerspielen ab. Die Bezeichnung »Kil-
lerspieler« diskreditiert in völlig inakzeptabler
Weise sowohl Jugendliche und Erwachsene, die
ihrem Hobby nachgehen, als auch professionel-
le eSportler. Gamer sind keine Killer und Ge-
waläter. Nicht populistische Verbote, sondern
präventive Maßnahmen stärken den verantwor-
tungsvollen Umgangmit elektronischenMedien.

eSport-Vereine anerkennen

eSport ist die Kurzbezeichnung ür »Elektroni-
scher Sport«, einer modernen Form des sportli-
chen Wekampfs, die mit Computerspielen über
das Internet oder auf LAN-Turnieren ausgetra-
gen wird. Im Zuge des weltweiten Bandbreiten-
ausbaus hat der eSport sich zu einer Breiten-
sportart, insbesondere der Jugendkultur, entwi-

ckelt. Immer mehr Gamer (Spieler) organisie-
ren sich in eSport-Vereinen, um gemeinsam ih-
rem Hobby nachzugehen. Ebenso wie traditio-
nelle Sportvereine leisten sie dabei einen wich-
tigen Beitrag zum gesellschalichen Zusammen-
halt. Viele bemühen sich beispielsweise um die
Vermilung von Medienkompetenz gegenüber
Jugendlichen und Eltern.

Wir möchten diese Arbeit honorieren und da-
ür sorgen, dass eSport-Vereine genauso wie an-
dere Sportvereine als gemeinnützig anerkannt
werden.

Bessere Ausstattung von öffentlichen
Bibliotheken

Wir betrachten gedruckte Bücher als eine wert-
volle Kulturform. Literatur hil uns, die Welt
aus anderen als der eigenen Perspektive zu se-
hen. Sach- und Fachbücher sind unverzichtbar,
wenn es darum geht, Wissen zu bewahren und
zu verbreiten. Der freie Zugang zu Wissen und
Informationen ist ein zentraler Bestandteil un-
serer Politik. Obwohl zahlreiche Bibliotheken
bereits erste Schrie auf dem Weg zu umfas-
senden Medien- und Informationszentren unter-
nommen haben, sollten insbesondere Computer-
arbeitsplätze, Internetzugänge, Zugänge zu Da-
tenbanken und umfangreiche Bestände mit neu-
en Informations-, Bildungs- und Unterhaltungs-
trägern weiter ausgebaut und effektiv finanziert
werden. Vor allem im ländlichen Raum besteht
hier noch großer Nachholbedarf.

Digitalisierung von Büchern

Wir planen die konsequente Digitalisierung der
Werke in den Landesbibliotheken in Kiel und Eu-
tin, die vergriffen oder nicht mehr durch Verwer-
tungsrechte geschützt sind. DieWerke sollen un-
ter einer freien Lizenz veröffentlicht und im In-
ternet der Öffentlichkeit frei zugänglich gemacht
werden.
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Stärkung der Landesbibliothek

Die Landesbibliothek in Kiel ist der zentrale Ort,
wo gedrucktes Wissen über Schleswig-Holstein
systematisch erfasst und gesammelt wird. Mit
ihren zahlreichen Spezialsammlungen vor allem
zur schleswig-holsteinischen Kunst und Kultur-
geschichte nimmt sie zudem eine Aufgabe wahr,
die andere Bibliotheken, zumBeispiel die Univer-
sitätsbibliothek, nicht erüllen können.

Wir setzen uns nachdrücklich ür den Erhalt
und den Ausbau der Landesbibliothek ein.

Landesarchiv stärken

Das Landesarchiv in Schleswig ist das zentra-
le Gedächtnis Schleswig-Holsteins. Die Art der
Überlieferung hat sich in den vergangenen Jah-
ren sehr stark gewandelt. Das Landesarchivmuss
daher in die Lage versetzt werden, auch digi-
tal gespeicherte Daten langfristig archivieren zu
können. Es ist bekannt, dass digitale Archivie-
rung kostenintensiver als die herkömmliche ana-
loge Archivierung ist.

Wir fordern daher, dass das Landesarchiv per-
sonell und finanziell in die Lage versetzt wird,
hier langfristig tätig werden zu können. Das Lan-

desarchiv sollte auch personell in der Lage sein,
nachgeordnete Kreis-, Stadt- und Gemeindear-
chive fachlich zu beraten und zu unterstützen.

Museen und Sammlungen

Museen – und hier auch gerade kleine örtliche
Museen – bieten viele Möglichkeiten den eige-
nen kulturellen Horizont zu erweitern, Altes und
Neues kennenzulernen, Spaß am Entdecken zu
haben und zu lernen. Es ist daher von großer
Bedeutung, dass Museen, Sammlungen und Aus-
stellungswesen geördert werden, da sie sowohl
einen Bildungsaurag erüllen als auch Freizeit
gestalten können. Jeder Bürger muss barriere-
freien und erschwinglichen Zugang zu Museen,
und damit zu Wissen, Geschichte und Kultur ha-
ben.

Wir setzen uns daür ein, dass sich im-
mer mehr Museen und Sammlungen in Ver-
bünden organisieren, um effektivere und at-
traktivere Angebote machen zu können. Die
großen Schlossmuseen mit ihren Nebengebäu-
den und Gärten sollten nach dem Vorbild ande-
rer Bundesländer in einer gemeinsamen Stiung
»Schlösser und Gärten« zusammengefasst wer-
den.
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16 Verkehr
Nah und Fern
Durch die wirtschaliche Entwicklung, den demographischen Wandel und die Besiedelung in ei-
nem Flächenland, unter anderem mit zahlreichen Inseln, ergeben sich ür den Verkehr in Schleswig-
Holstein besondere Herausforderungen. Diese können nur durch die Zusammenarbeit aller Betei-
ligten bewältigt werden. Zu einer nachhaltigen Verkehrspolitik gehört unter anderem der Ausbau
klimafreundlicher Verkehrsangebote und die Schaffung städtischer und ländlicher, vor allem flä-
chendeckenden Verkehrsinfrastrukturen, welche die Lebensqualität verbessern. Die Zusammenar-
beit über kommunale und regionale Grenzen, mit den Nachbarländern Hamburg, Niedersachsen und
Mecklenburg-Vorpommern und mit Dänemark ist dabei zu intensivieren.

Erweiterung des länder- und
staatenübergreifenden Nahverkehrs

Die Verkehrsbedürfnisse im Umfeld regionaler
Zentren enden nicht an Länder- oder Staatsgren-
zen. Wir wollen länder- und staatenübergrei-
fende Nahverkehrsverbindungen ebenso ördern
wie abgestimmte Ausschreibungen überregiona-
ler Verkehrsleistungen und den Ausbau beste-
hender Verbindungen.

Straßeninformationsdatenbank

Obwohl in vielen Städten und Gemeinden Be-
richte über den Zustand von Straßen vorliegen,
werden sie nicht oder unzureichend öffentlich
zur Verügung gestellt.

Wir wollen diese Informationen in einer kos-
tenlos zugänglichen Straßeninformationsdaten-
bank unter einer freien Lizenz veröffentlichen,
damit eine vielältige Nutzung beispielsweise ür
Straßenkarten und Stadtpläne möglich ist. Für
solche Zustandsbeschreibungen existiert bereits
ein bundeseinheitliches Datenaustauschformat.

Das Verkehrskonzept »Shared Space«

Der öffentliche städtische Raum wird von Autos
und Verkehrsschildern dominiert. Andere Teil-
nehmer am städtischen Leben müssen sich not-
gedrungen anpassen. Wir möchten diese Do-
minanz einschränken. Das Konzept des sog.

Shared Space ist eine geeignete Basis daür: Ohne
Verkehrszeichen und auf gemeinsam genutzten
Verkehrsflächen wird die Achtsamkeit der Ver-
kehrsteilnehmer aufeinander geördert. Shared
Spaces, also die daür geeigneten Bereiche, wer-
den nur dort eingerichtet, wo sie vom Durch-
gangsverkehr gut umfahren werden können.

Modellversuch für einen
fahrscheinlosen öffentlichen Nahverkehr

Die Mobilität der Menschen und damit ihre Teil-
habe am öffentlichen und kulturellen Leben hän-
gen wesentlich von der Nutzung des öffentli-
chen Personennahverkehrs ab. Wir wollen da-
her mielfristig eine unentgeltliche Nutzung des
ÖPNV einühren, um das soziale Recht der Mo-
bilität vom Einkommen des Einzelnen abzukop-
peln. Mit Hilfe von drei großen Feldversuchen
wollen wir feststellen, ob sich ein fahrschein-
loser, gemeinschalich finanzierter ÖPNV auch
konkret umsetzen lässt. Diese Untersuchungen
sollen jeweils in einem Oberzentrum, einemMit-
telzentrum und einer Region des ländlichen Rau-
mes in Schleswig-Holstein wissenschalich be-
gleitet durchgeührt werden.
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Kreative Lösungen für einen modernen
öffentlichen Personennahverkehr
(ÖPNV)

Unsere Politik soll es den Menschen leichter ma-
chen den ÖPNV zu benutzen. Bei Veränderung

der Infrastruktur ist die Kundenfreundlichkeit in
den Vordergrund zu stellen. Umsteigewege sind
bspw. möglichst zu verkürzen.

Da der ÖPNV ein wesentlicher und wichtiger
Bestandteil der Mobilität in Schleswig-Holstein
ist, wird dieser von der öffentlichen Hand finan-
ziell gestützt. Diese Unterstützung muss zielge-
richtet und transparent eingesetzt werden.

Wir fordern daher kreative Lösungen ür die
Verkehrsnetze.

Fairer Wettbewerb im öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV)

Für einen Webewerb der Verkehrsbetreiber
im ÖPNV: Für den Betrieb des ÖPNV fordern
wir einen funktionierenden Webewerb unter
den Verkehrsbetreibern. Um dies sicherzustellen,
sind die Verkehrsleistungen entsprechend den
Ergebnissen von Gestaltungswebewerben aus-
zuschreiben und den Ergebnissen der Ausschrei-
bung folgend zu vergeben.

Ein Verzicht auf eine Ausschreibung ist nicht
akzeptabel, genauso wie eine anschließende po-
litische Entscheidung gegen den Gewinner der
Ausschreibung. Derartige nachträgliche Einflüs-
se auf das Ausschreibungsverfahren ühren zu
Intransparenz und Lobbyismusvorwürfen.

Zweifel an der fachlichen alifikation eines
Bewerbers müssen frühzeitig angemeldet wer-
den und bereits in die Bewertung des Angebots
einfließen.

Wir fordern Transparenz bei den Entschei-
dungsprozessen und nach Ausschreibungen im
ÖPNV.

Verkehrsbeschränkungen hinterfragen

Verkehrsbeschränkungen sollen nur nach sorg-
ältiger Prüfung der Voraussetzungen angeord-
net werden. Es darf nicht der Verdacht entstehen,
dass sie nur dazu dienen, die Kassen an der Stre-
cke liegender Städte und Gemeinden durch Buß-
gelder zu üllen.

Wir stehen ür ein umwelt- und verkehrspo-
litisches Konzept aus einem Guss und lehnen
Aktionismus ab. Maßnahmen wie Fahrverbote
ür einzelne Fahrzeugtypen und die Einührung
neuer Tempolimits auf autobahnähnlich ausge-
bauten Straßen erüllen den vorgeblichen Zweck
der Verkehrslenkung zumeist nicht und besit-
zen ökologisch nur eine Alibifunktion. DenMen-
schen, die auf die Benutzung dieser Verkehrsräu-
me angewiesen sind, werden dabei keine Alter-
nativen geboten.

Stadessen setzen wir auf Lösungen, die die
Interessen aller Verkehrsteilnehmer berücksich-
tigen. Dazu gehört eine vorausschauende Ver-
kehrsplanung genauso wie Verbesserungen im
Angebot des öffentlichen Personenverkehrs.

Vermeidung von schweren
Verkehrsunfällen

Wir setzen uns ür die Einührung des Kon-
zepts Vision Zero ein, das seit Jahren erfolg-
reich im skandinavischen RaumAnwendung fin-
det. Verkehrssicherheit im Sinne der Vision Ze-
ro bedeutet, dass Straßen und Fahrzeuge in hö-
herem Maße an die Voraussetzungen des Men-
schen angepasst werden müssen. Diejenigen, die
das Straßenverkehrssystem gestalten und nut-
zen, müssen sich die Verantwortung ür öffentli-
chen Raum teilen. Nach Einührung dieses Kon-
zepts sollte Niemand im Straßenverkehr getötet
oder schwer verletzt werden. Ziel von Vision Ze-
ro ist es, die Mobilität lebenswert zu sichern und
unfallfrei zu gestalten und dadurch das Sicher-
heitsbedürfnis der Menschen zu befriedigen.
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Ausbau und Reaktivierung von
Bahnstrecken

Wir werden uns nachdrücklich beim Bund und
der Bahn daür einsetzen, dass Bahnstrecken re-
aktiviert oder ausgebaut werden.

In den vergangenen Jahrzehnten wurden
Bahnstrecken aus unterschiedlichen Gründen
stillgelegt. Dort, wo es technisch möglich ist,
sollten Bahnstrecken reaktiviert werden. Es er-
möglicht den Bürgern der betroffenen, zumeist
ländlichen Regionen wieder eine bessere Anbin-
dung an das öffentliche Verkehrsnetz. Wir ge-
hen davon aus, dass sich die Reaktivierung ei-
niger Strecken auch wirtschalich lohnen wird.
Deshalb wollen wir weitere Kosten-Nutzen-
Analysen zur Reaktivierung stillgelegter Stre-
cken durchühren lassen, sowie den gegebenen-
falls sinnvollen Ausbau unterstützen.

O ist eine Unterbrechung stillgelegter Stre-
cken irreversibel. Zukünig sollen Strecken
nichtmehr stillgelegt und zurückgebaut, sondern
als »ruhend« definiert werden. Ein Rückbau fin-
det nicht sta, die Strecken werden lediglich mit
ihren Bauwerken gesichert oder übergangswei-
se anderer Nutzung zugeührt (z. B. Radwege-
systeme). Wenn die ruhenden Strecken innerorts
durch Baumaßnahmen unterbrochen werden, so
sind in den Bauleitplanungen Ersatzmaßnahmen
ür eine spätere Reaktivierung vorzusehen. Wir
setzen uns daür ein, wo es sinnvoll ist, auch
stillgelegte Haltepunkte zu reaktivieren bzw. neu
einzurichten.

Fahrradfahren fördern

Fahrradfahrer gehören neben den Fußgängern zu
den schwächsten Verkehrsteilnehmern. Gleich-
zeitig ist Fahrradfahren ein araktives und
vor allem innerstädtisch zukunsweisendes Ver-
kehrsmiel. Wir setzen uns daür ein, dass die
Infrastruktur ür Radfahrer verbessert wird, etwa
durch breitere Fahrradstreifen auf den wichtigs-
ten Straßen oder die vermehrte Aufstellung eige-
ner Fahrradampeln. Das Radwegenetz ist konse-

quent auszubauen. Eine Mitnahme von Fahrrä-
dern in öffentlichen Verkehrsmieln muss ver-
bessert werden.

Wir unterstützen die Errichtung von sicheren
Fahrradgaragen an Bahnhöfen und anderen Um-
steigepunkten. Fahrradwege müssen konsequent
und deutlich ausgeschildert werden.

Planung Flughafen

Der Hamburg Airport ist der Flughafen ür ge-
samt Schleswig-Holstein. Wir lehnen den Aus-
bau oder den Weiterbetrieb weiterer regio-
naler unrentabler Flughäfen wie in Lübeck-
Blankensee und Kiel-Holtenau ab, da diese lang-
fristig nur durch die öffentliche Hand finanziert
werden können. Wir fordern, alle Pläne ür ei-
nen neuen Großflughafen in Kaltenkirchen auf-
zugeben. Wir setzen uns ür eine bessere Anbin-
dung des Hamburg Airports an die bestehenden
Straßen- und Schienennetze ein.

Fluglärm einschränken

Fluglärm bei Nacht wirkt nachhaltig schädigend
u.a. auf die berufliche Belastbarkeit und Arbeits-
ähigkeit und schränkt die Lebensqualität deut-
lich ein. Wir fordern daher die technische Um-
setzung zur Lärmminimierung voran zu treiben
und die Auslastung der Flughäfen zu optimieren.

Fehmarnbelt-Querung

Wir sprechen uns gegen den Bau der Festen Feh-
marnbeltquerung (FFBQ) zwischen der Ostsee-
insel Fehmarn auf deutscher und Lolland auf dä-
nischer Seite sowie der damit auf deutscher Sei-
te einhergehenden sog. »Hinterlandanbindung«
aus. Wir werden darauf hinwirken, dass von
Artikel 22 Abs. 1 a.E. des Vertrages zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö-
nigreich Dänemark über eine Feste Fehmarnbel-
tquerung vom 3. September 2008 Gebrauch ge-
macht wird.
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Förderung des Nord-Ostsee-Kanals

Die Passagen durch den Nord-Ostsee-Kanal ver-
kürzen den Seeweg tausender Frachtschiffe und
helfen, Treibstoff zu sparen. Wir setzen uns da-
her auf Landes- und Bundesebene ür günsti-
ge Kanalgebühren ein, damit nicht auf länge-
re Seewege um Skagen ausgewichen wird. Wir
unterstützen den kontinuierlichen Ausbau des
NOK als umweltfreundliche Wasserstraße und
fordern, dass Planung und Umsetzung der Aus-
baumaßnahmen (zum Beispiel Ablagerung von
Baggergut) transparent gestaltet und unter Be-
teiligung aller betroffenen Anliegergemeinden

durchgeührt werden.

Gigaliner verhindern

Durch den geplanten Test der Riesen-LKW »Eu-
roCombi« (auch bekannt als Gigaliner) auch
auf Schleswig-Holsteins Straßen wird die ge-
ährliche und umweltschädliche Verkehrsverla-
gerung von der Schiene auf die Straße geördert.
Wir setzen uns nachdrücklich ür die Stärkung
des Schienengüterverkehrs ein und wollen die-
se Testfahrten in Schleswig-Holstein nicht zulas-
sen.
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17 Planen und Bauen für die Zukunft
Beteiligung von Anfang an
Großprojekte wie Stugart 21 zeigen, dass es selbstverständlich werden muss, die Bevölkerung nicht
nur umfassend an Planungsprozessen zu beteiligen, sondern auch frühzeitig mitentscheiden zu las-
sen. In Schleswig-Holstein will die Piratenpartei Projekte wie beispielsweise den Ausbau des Nord-
Ostsee-Kanals, denAusbau desHochspannungsnetzes oder denWeiterbau der A 20 nur durchühren,
wenn sie von einer breiten demokratischen Basis getragen werden.
Bei der Umsetzung von Planung in konkrete Vorhaben will die Piratenpartei ressourcenschonend

bauen, Natur und Landscha selbstverständlich schonen – ob bei der Anlage neuer Gewerbegebie-
te, städtischer Wohnverdichtung, Umnutzung von Konversionsflächen oder bei Altbausanierungen.
Energetische Ertüchtigung ist dort sinnvoll und zu ördern, wo sie nicht zerstörend wirkt, etwa bei
Baudenkmälern.
Neue Techniken – wie beispielsweise die umfassende Bereitstellung und Nutzung von Geobasis-

daten – sollen dabei ebenso eingesetzt werden, wie neue Medien, um eine möglichst umfassende
Beteiligung zu ermöglichen.

Freier Zugang zu Geobasisdaten

Geobasisdaten sind die Grundlage ür jede Pla-
nung in den Bereichen Verkehr, Bauen, Stadt-
entwicklung und Umwelt. Die derzeitige Lizenz-
form behindert sowohl die Verwaltung selbst
als auch Bürgerinitiativen und die Wirtscha
bei der Bewertung von Planungsprozessen und
der Ausarbeitung eigener Vorschläge. Auch in
Wissenscha und Forschung ist man immer
mehr auf Geoinformationssysteme angewiesen,
um genaueAnalysen und Studien zuemenwie
Umwelt, Soziales oder Wirtscha zu erstellen.

Wir fordern, dass die INSPIRE-Richtlinie der
EU auch in Schleswig-Holstein konsequent um-
gesetzt wird und entsprechend in den betroffe-
nen Behörden Finanz- und Personalmiel bereit-
gestellt werden.

Langfristige Landschaftsplanung

Bei der Landschasplanung dürfen Nachhaltig-
keit und Zukunsgestaltung keine Lippenbe-
kenntnisse bleiben, die den kurzfristigen Zie-
len einzelner Kommunen oder Regionen geop-
fert werden. Landschasplanung muss vielmehr

langfristig angelegt sein und durch Transparenz
und frühzeitige Beteiligung die Interessen der
Kommunen schon imVoraus effektiver als bisher
berücksichtigen. Der nach wie vor weitgehend
ungezügelte Flächenverbrauch muss durch eine
Belohnung der Flächenschonung gestoppt wer-
den. Wir halten eine strengere Anwendung des
Regionalplanungsgesetzes geboten.

Wohnverdichtung in Städten und
Gemeinden

Eine Zersiedelung der Landscha und damit
eine Versiegelung von Flächen durch immer
mehr Neubaugebiete ist zu vermeiden. Gemein-
den müssen sich hier stärker aufeinander ab-
stimmen.Wir fordern, dass vorrangig Innenstäd-
te und Dorerne mit Wohnbebauung verdichtet
und damit wieder belebt werden. Dies ördert die
Lebensqualität in den Städten und Dörfern.

Förderung von Altbausanierung

Öffentliche Fördermiel sollen vorrangig in
die Sanierung und eine sinnvolle energetische
Ertüchtigung von daür geeigneten Altbauten
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fließen. Wir setzen uns daür ein, dass bei Alt-
bausanierungen der kind- und altersgerechte
Ausbau stärker als bisher berücksichtigt wird.

Neubauten

Bei Neubauten ür Wohngebäude soll es selbst-
verständlich sein, dass sie kind- und altersge-
recht und mit Rücksicht auf mobilitätseinge-
schränkte Mitbürger errichtet werden. Energie-
sparende Maßnahmen und Energiegewinnung
aus natürlichen Ressourcen sind bei allen Neu-
bauten einzuplanen. Neubauten ür öffentliche
Verwaltungen sollen die Ausnahme bilden. Hier
sind ressourcensparend vorrangig geeignete und
entsprechend sanierte Altbauten zu nutzen.

Konzentration von Gewerbegebieten

Die beinahe unkontrollierte Ausweisung und der
hemmungslose Ausbau von immer neuen Ge-
werbegebieten in Konkurrenz zu benachbarten
Gemeindenmüssen vermieden werden. Die Aus-
weisung von Gewerbeflächen muss sich wieder
an den Größen der Gemeinden orientieren. Wir
wollen, dass im Rahmen einer neuorientierten
Landesplanung eine stärkere Koordinierung und
Kontrolle der ausgewiesenen Flächen stafindet.

Umgang mit Konversionsflächen der
Bundeswehr

Mit der Umstrukturierung der Bundeswehr wer-
den durch Konversion wieder große Flächen zur
Verügung stehen. Bei ortsnahen Flächen sind
gerade Kommunen ür Ihre Stadtplanung auf die-
se Flächen angewiesen. Bei den vorhandenen
Gebäuden ist im Sinne der Nachhaltigkeit ei-
ne Nachnutzung anzustreben. Ortsferne Flächen,
zum Beispiel Truppenübungsplätze, sollen der
Natur erhalten bleiben oder renaturiert werden.

Wir wollen, dass die Konversionsflächen nicht
höchstbietend verkau, sondern vorrangig den

Kommunen zu einem gerechten Preis angebo-
ten werden. Öffentlicher Grund und Boden muss
vorrangig der gesamten Bevölkerung zugute-
kommen. Schleswig-Holsteinmuss sich nachhal-
tig daür beim Bund einsetzen.

Wir fordern die transparente Revision der
Standortentscheidungen der Bundeswehr in
Schleswig-Holstein, sowie die Offenlegung der
standortbezogenen Entscheidungsanalysen.

Kulturdenkmale als Geschichtszeugnisse
erhalten

Kulturdenkmäler sind Zeugnisse vergangener
Zeit. Die Erhaltung historischer Bauten, Gärten,
technischer Einrichtungen, aber auch archäolo-
gischer Denkmäler liegt im öffentlichen Interes-
se. Sie zu erfassen, zu bewerten und zu schützen
ist eine staatliche Aufgabe. Da Kulturdenkmä-
ler aber auch größtenteils Wirtschasgüter sind,
lässt sich eine denkmalgerechte Erhaltung kaum
ohne einen Ausgleich zwischen privaten, wirt-
schalichen und kulturellen Belangen erreichen.

Denkmalpflege ist zudem ein unverzichtba-
rer Wirtschasfaktor. Örtliches Handwerk, klei-
ne und mielständische Betriebe und der Touris-
mus profitieren.

Wir wollen einen ebenso wirkungsvollen wie
gerechten Denkmalschutz. Kulturdenkmäler im
öffentlichen Besitz sollen vorbildha erhalten
werden. Der Denkmalpflege wollen wir genü-
gendMiel zur Verügung stellen, um unser Kul-
turgut dauerha erhalten zu können, den zustän-
digen Landesämtern ausreichend Personal.

Informationsangebote im Web sollen der Öf-
fentlichkeit über alle baulichen und archäolo-
gischen Kulturdenkmäler in Schleswig-Holstein
umfassende Informationen bieten.

Öffentlicher Raum für alle

Siehe Kapitel 9, »Öffentlicher Raum ür alle«.
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Förderung des Breitbandausbaus

Wir erachten einen breitbandigen Internetzu-
gang als Voraussetzung ür wirtschaliche Ent-
wicklung des Landes und gesellschaliche Teil-
habe der schleswig-holsteinischen Bürger. Wir
wollen, dass jedem Bürger unseres Landes ein
breitbandiger Internetzugang als Grundversor-
gung zur Verügung steht. Wir halten dies ür so
selbstverständlich wie den Zugang zu Wasser-,
Strom- und Straßenverkehrsnetz.

Da die sogenannte »Breitbandstrategie« der
Landesregierung nicht zu einer flächendecken-
den Versorgung mit einer angemessenen Band-
breite geührt hat, müssen die derzeitigen För-
derprogramme des Breitbandausbaus auf ihre
Tauglichkeit überprüwerden. Bei Tieauarbei-
ten muss eine Pflicht zur Abstimmung mit räum-
lich angrenzenden Arbeiten und zur Verlegung
von Leerrohren eingeührt werden. Überregional
agierende Anbieter müssen verpflichtet werden,
in strukturschwachen Regionen zur flächende-
ckenden Grundversorgung beizutragen. Grund-
versorgung geht vor Mehrfachversorgung.

Wir halten es ür falsch, die Grundversorgung
über konkrete Technologien oder Bandbreiten
zu definieren, die aufgrund der schnellen tech-
nischen Entwicklung bereits nach wenigen Jah-
ren überholt sind. Angaben zur Netzabdeckung,
die sich am Anteil der versorgten Bevölkerung
orientieren, lenken davon ab, dass es schlecht
oder gar nicht versorgte dünn besiedelte Regio-
nen gibt.

Wir betrachten den Breitbandausbau als einen
stetigen Vorgang, weshalb Forderungen an Zu-
gangsanbieter bezüglich der Mindestversorgung
zu erschließender Gebiete sich am jeweils aktu-
ellen Standard orientieren sollen.

Wohnraumpolitik in Tourismusgebieten

Wir setzen uns ür die Schaffung und Erhaltung
von bezahlbarem Dauerwohnraum ür Einwoh-
ner in Tourismusgebieten ein. Einwohner sol-
cher Gebiete dürfen nicht durch überhöhte Mie-
ten oder Wohnraummangel aus ihrer Heimat ge-
drängt werden.
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Nachwort
Die Piratenpartei ist – auch gemessen am Alter ihrer Mitglieder – eine junge Partei und möchten
neue Ideen in die Politik einbringen. Wir laden alle Menschen, alle Generationen und alle gesell-
schalichen Gruppen im Land dazu ein, mit uns diese neue Politik zu gestalten.

Sie möten gerne mehr über uns erfahren?

Dann schauen Sie doch bei einem unserer öffentlichen Treffen vorbei. Sie sind herzlich eingeladen,
sich ein eigenes Bild von uns zu machen und mit uns zu diskutieren. Unsere Treffen sind keine
geschlossene Gesellscha, sondern stellen einen wichtigen Teil unserer Öffentlichkeitsarbeit dar.

Sie finden uns in vielen Städten in Sleswig-Holstein, au in Ihrer Nähe!

Mehr Informationen zu uns, unseren Treffen und den Kandidaten: hp://www.piratenpartei-sh.de/

KLARMACHEN ZUM ÄNDERN!

http://www.piratenpartei-sh.de/
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